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Liebe Leserin, lieber Leser,

Digitalisierung und Datenschutz gehören weiterhin zu den großen Themen, die den Öffent-
lichen Sektor beschäftigen. Daher widmen wir uns diesen Themen auch in unserer aktuellen 
Ausgabe wieder mit einigen Beiträgen. 

So wurde der „Moderne Staat“ von der Bundesregierung als eines von fünf Handlungsfel-
dern der Digitalisierung ausgegeben. Unter anderem sollen bis zum Jahr 2022 alle Verwal-
tungsleistungen digital angeboten werden. Öffentliche Verwaltungen sollten dabei ihre Pro-
zesse nicht „einfach nur digitalisieren“, sondern die Chance nutzen, diese zu verbessern 
und die Digitalisierungsrendite zu heben. Welche Anforderungen und Faktoren zu berück-
sichtigen sind, um die digitale Transformation erfolgreich zu meistern, haben wir für Sie 
analysiert. 

Im Bereich der Mobilität bieten sich Städten und Landkreisen mit sogenannten On-De-
mand-Lösungen Möglichkeiten, analoge Verkehrsformen in die digitale Wirklichkeit zu über-
setzen. Unser erstes Fachsymposium Smart Mobility im Februar in Köln hat den offenen 
Austausch im Spannungsfeld zwischen Kommunen, Unternehmen des öffentlichen Nahver-
kehrs und privaten Dienstleistern ermöglicht.

In wenigen Wochen jährt sich bereits die Europäische Datenschutz Grundverordnung. Den-
noch geht die Umsetzung der Vorschriften nach wie vor nur schwerlich voran – aktuellen 
Umfragen zufolge haben bislang lediglich 20 Prozent der Unternehmen die DSGVO bereits 
umgesetzt. Unsicherheiten bestehen unter anderem bei der Bestellung eines Datenschutz-
beauftragten und der Bewältigung der Vielzahl an unterschiedlichen Normen. Wir beleuch-
ten die Vorteile eines externen Datenschutzbeauftragten sowie Lösungswege für kommuna-
le Verwaltungen. Lesen Sie außerdem, welche Vorteile und Risiken die neue SAP Business 
Suite 4 SAP HANA bietet. 

Weitere Beiträge in dieser Ausgabe erläutern die Neuerungen des 2. NKF-Weiterent- 
wicklungsgesetzes und der Kommunalhaushaltsverordnung (KomHVO) und deren Anwen-
dung, beleuchten die Anforderungen an das Verfahren bei der Vergabe von Breitbandnetz-
infrastrukturen und zeigen auf, wie Sie die Betreiberverantwortung im kommunalen Immobi-
lienbetrieb richtig umsetzen und mit welchen digitalen Lösungen Sie die Vielzahl an Pflichten 
und Tätigkeiten aus den etwa 2.000 relevanten Regelwerken beherrschen.

Erfahren Sie außerdem mehr über unser Veranstaltungs- und Schulungsangebot zu ver-
schiedenen Themen. Wir freuen uns, Sie als Teilnehmer begrüßen zu dürfen und wünschen 
Ihnen zunächst viel Freude beim Lesen!

MARTIN WAMBACH	 HEIKO PECH 
Geschäftsführender Partner	 Partner
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Digitalisierung ist in aller Munde. Die Digitalisierung 
wird als Megatrend verstanden, wie vor 100 Jahren die 
Industrialisierung. Die Bundesregierung hat das Feld 
„Moderner Staat“ als eines von 5 Handlungsfeldern der 
Digitalisierung ausgegeben. Dabei soll ordentlich aufs 
Tempo gedrückt werden. Bis Ende 2022 sollen alle Ver-
waltungsleistungen digital angeboten werden. Für die 
öffentliche Verwaltung ist das die Chance, selbst von 
der Digitalisierung zu profitieren und die sogenannte Di-
gitalisierungsrendite zu heben.

DIGITALISIERUNG ALS DREIKLANG VON MENSCH, 
PROZESS UND INFORMATIONSTECHNOLOGIE 

Das Grundverständnis von Digitalisierung ist die Trans-
formation von Prozessen, Produkten, Dienstleistungen 
oder Geschäftsmodellen mithilfe von Informations- und 
Kommunikationstechnik. Die Gemeinsamkeit von Digi-
talisierung und Industrialisierung ist die Rationalisie-
rung, also die Steigerung der Arbeitsproduktivität einer 
Verwaltung durch verschiedene Maßnahmen (Digitali-
sierungsrendite). Diese Maßnahmen waren bei der In-
dustrialisierung die Technisierung durch Antriebstech-
niken und die Änderung von Produktionstechniken, z. B. 
die Fließbandproduktion statt einer Werkstattfertigung. 
Heute sind es Online-Plattformen, elektronische Kom-
munikation, künstliche Intelligenz und andere Techno-
logien, die einen Mehrwert schaffen sollen. Die Bundes-
regierung will den Austausch mit der Verwaltung und die 
Beantragung von Leistungen für alle einfach und sicher 
machen. Bürger sollen Anträge online, also von überall 
aus und jederzeit stellen können, anstatt „aufs Amt“ zu 
gehen. Die öffentliche Verwaltung soll dadurch zeitliche 
und finanzielle Einsparungen erzielen können, also ihre 
Digitalisierungsrendite heben können. 

Erste Bereiche, wie ein notwendiger digitaler Rechnungs-
eingang 1, sind Vorboten, mit denen sich Kommunen und 
kommunale Unternehmen jetzt auseinandersetzen müs-
sen, wenn sie digitaler werden sollen und wollen. Soft-
wareanbieter versprechen für die Digitalisierung schnelle 
und einfache Lösungen. Das Motto lautet: Einfach das 
Produkt auswählen, auf die bestehenden Strukturen in 
der Kommune oder im kommunalen Unternehmen „über-
stülpen“, die Mitarbeiter für das Produkt schulen, den 
Produktivbetrieb starten und schon ist die digitale Trans-
formation geschafft. Diese Vorgehensweise ist IT-getrie-
ben. Digitalisierung wird mit Informationstechnologie 
gleichgesetzt. Es heißt vielerorts: „Digitalisierung – da 

ʸʸ Digitalisierung

Wie hebt man die Digitalisierungsrendite?
von Alexander Faulhaber und Florian Moritz

kümmert sich unsere EDV drum“. Doch so einfach ist die 
Digitalisierung der Verwaltung nicht, denn dabei werden 
zwei Punkte schnell vergessen: Erstens der Mensch (An-
wender) und zweitens der  Prozess (Arbeitsablauf).

PROZESSE MÜSSEN NICHT NUR DIGITAL, SONDERN 
AUCH BESSER WERDEN

Werden nun schlecht gestaltete Prozesse (bspw. nicht 
notwendige Arbeitsschritte) mithilfe von Informations- 
und Kommunikationstechnik digitalisiert, dann sind die 
Prozesse zwar digital, aber immer noch mangelhaft. Die 
Transformation von wiederkehrenden Abläufen stiftet 
nicht alleine schon einen Nutzen. Wenn also ohnehin 
Verwaltungsbereiche oder -abläufe digitalisiert werden 
sollen, dann sollten die Prozesse analysiert und opti-
miert werden. Sog. Kaiser-Wilhelm-Prozesse („Haben 
wir schon immer so gemacht.“) sollten gemäß den Leit-
prinzipien der Digitalisierung „digital first“ und „once 
only“ beachtet werden.

„Digital first“ setzt digitale Prozesse und Dienstleistungen 
an erste Stelle. Das bedeutet, dass Prozesse und Dienst-
leistungen derart gestaltet werden sollen, dass sie vorran-
gig digital genutzt werden. Bei Dienstleistungen heißt das, 
dass Bürger sich dazu entscheiden, lieber online einen 
Antrag zu stellen, als „aufs Amt“ zu gehen. Mit diesem 
Leitmotto müssen Bürgerdienste so ausgerichtet werden, 
dass der Bürger den digitalen Weg bevorzugt.

Um die Digitalisierungsrendite zu heben, muss klar sein, 
welche Anforderungen vom Bürger gestellt werden, wel-
che Dienstleistungen sich dafür eignen und wie die Pro-
zesse dahinter gestaltet werden müssen. Darüber hinaus 
werden neue Prozesse und Dienstleistungen dafür zu-
nächst in einer digitalen Welt konzipiert und vorhandene 
analoge Daten werden in die elektronische Datenverar-
beitung integriert.

Das „Once-Only-Prinzip“ zielt verwaltungsextern darauf 
ab, dass Bürger und Unternehmen den Behörden und Ver-
waltungen bestimmte Standardinformationen nur noch 
einmal mitteilen müssen. Verwaltungsintern ist die Maxi-
me, dass Prozessschritte nur einmal – eben digital und 
nicht noch zusätzlich papierhaft – durchgeführt werden. 

Um die Digitalisierungsrendite zu heben, müssen Ar-
beitsschritte konsequent auf deren Notwendigkeit hin-
terfragt werden. Somit können ggf. nicht notwendige 
Arbeitsschritte entfallen und ein medienbruchfreier di-
gitaler Prozess kann definiert werden.

der Anforderungen der Bürger bewusst zu werden. Dieses 
Mitnehmen kann von einer Überarbeitung des kommuna-
len Außenauftritts über  eine Bürgerbefragung bis hin zu 
einer Bürgerwerkstatt reichen.

DIE DIGITALISIERUNGSRENDITE IST DAS ERGEBNIS 
EINER KONSEQUENTEN UMSETZUNG

Um die Chancen der Digitalisierung zu ergreifen, muss 
ein Mehrwert für die Bürger geschaffen werden. Inner-
halb der Kommunen und kommunalen Unternehmen 
sollten zeitliche und finanzielle Ressourcen schonend 
eingesetzt werden. Die Umsetzung der Digitalisierung 
erfordert ein konsequentes Vorgehen und eine ganzheit-
liche Beratung. 

DER MENSCH STEHT IM MITTELPUNKT

Die Berücksichtigung des Faktors Mensch bei der Digi-
talisierung zielt auf Veränderungen ab, die von der 
Transformation von Prozessen, egal ob analog oder digital, 
ausgelöst werden. Der Erfolg von Digitalisierung hängt da-
von ab, die Menschen mitzunehmen. In Bezug auf die Mit-
arbeiter bedeutet „mitnehmen“, dass es nicht ausreicht, 
sie für die Anwendung der digitalen Software-Lösung zu 
schulen, sondern sie aktiv in den Digitalisierungsprozess 
einzubinden. Das umfasst, offen über Ziele und Notwen-
digkeit der Digitalisierung zu sprechen, Ängste und Mei-
nungen der Mitarbeiter aufzunehmen,  das Wissen der 
Mitarbeiter in die Prozessanalyse und -optimierung einzu-
bringen und die Digitalisierung für alle „erlebbar“ zu ma-
chen. In Bezug auf die Bürger bedeutet „mitnehmen“, sich 

Alexander Faulhaber
Diplom-Kaufmann,  
Diplom-Betriebswirt (BA)
Datenschutzbeauftragter DSB-TÜV
T	 +49 911 9193 3507
E	 alexander.faulhaber@roedl.com

Florian Moritz
Diplom-Kaufmann
T	 +49 911 9193 3623
E	 florian.moritz@roedl.com

Rödl & Partner hat aus seinen Erfahrungen bei diversen Projekten 5 Prinzipien für Digitalisierungsprojekte entwickelt:

1 �Lesen Sie dazu auch: "Stadt Karlsruhe – Digitalisierung Rechnungsworkflow und Change Management" – Fokus Public Sector April 2018 
"Digitalisierung des kommunalen Rechnungsworkflows – was sich aus ersten Erfahrungen lernen lässt" – KommunalPraxis spezial 3/2018

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN

2.	 Eine Digitalisierungspotenzialanalyse entscheidet 
über zu digitalisierende Prozesse. Anhand von 
Fallzahlen, Komplexität von Abläufen und Kosten 
werden einzuleitende Maßnahmen priorisiert.

3.	 Nicht der ideale Soll-Prozess muss sich der IT-Lö-
sung unterordnen, sondern die ideale IT-Lösung 
muss sich am sinnvollen Soll-Prozess orientieren.

4.	 Die Mitarbeiter müssen in die Aufnahme der 
Ist-Prozesse und die Erarbeitung der Soll-Prozesse 
einbezogen werden. Ihre Erfahrungen und ihr Wissen 
sind wichtig.

5.	 Digitalisierung ist ein kontinuierlicher Lern- und 
Verbesserungsprozess. Wer Fehler macht, sammelt 
Erfahrungen und diese helfen mehr als das beste 
Konzept in der Schublade. Gezieltes Ausprobieren 
und eine gelebte Fehlerkultur sind Voraussetzungen 
für den Erfolg.

Nutzen Sie unsere Expertise bei der Digitalisierung.

1.	 Bei allen Digitalisierungsaktivitäten sind folgende 
drei Gruppen zu berücksichtigen:

Prozesse Menschen

IT
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Im Zuge der Modernisierung des Kommunalhaushalts-
rechts hat das Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung (MHKBG) neben dem  
2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz auch die untergesetz-
liche Verordnung – neuerdings Kommunalhaushaltsver-
ordnung (KomHVO) – angepasst.

Als eine der signifikantesten Neuerungen der Reform ist 
der Übergang des Bewertungsmaßstabes vom Vorsichts-
prinzip zum sog. Wirklichkeitsprinzip nach § 91 Abs. 4 
GO NRW i. V. m. § 33 Abs. 1 Nr. 3 KomHVO anzusehen. 
Legitimiert wird der Wechsel vom Gesetzgeber in seiner 
Gesetzesbegründung zum 2. NKF-WG dadurch, dass die 
vollumfängliche Anwendung des handelsrechtlich nor-
mierten Vorsichtsprinzips aufgrund der differierenden 
Rechnungslegungszwecke der öffentlichen Verwaltung 
und privatrechtlicher Unternehmen nicht sachgerecht 

ʸʸ Finanzen

Die Neubewertung von Vermögensgegenständen 
nach dem 2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz sowie 
der KomHVO-NRW
von Patrick Preußer und Timo Cordes

ist. Denn während im Handelsrecht primär der Gläubi-
gerschutz im Vordergrund steht, geht es bei den Kom-
munen – u. a. wegen der fehlenden Insolvenzfähigkeit – 
hauptsächlich um die Sicherung der Aufgabenerfüllung. 
Eine Konkretisierung des Wirklichkeitsprinzips ist u. E. 
bislang weder – wie ursprünglich in der Begründung zum 
Gesetzesentwurf zum 2. NKF-WG angekündigt – verord-
nungsrechtlich und in Form von Anwendungshinweisen 
noch durch den Erlass der kommunalen Haushaltsver-
ordnung erfolgt.

In der KomHVO – der seit dem 1.1.2019 gültigen Nach-
folgeverordnung der GemHVO – wird das Wirklichkeits-
prinzip lediglich unter den allgemeinen Bewertungsan-
forderungen (§ 33 Abs. 1 Nr. 3 KomHVO) explizit erwähnt 
und zum Teil beschrieben. Demnach sind die kommuna-
len Vermögens- und Schuldenwerte wirklichkeitsgetreu 
zu bewerten, namentlich sind dabei alle vorhersehbaren 

Risiken und Verluste, die bis zum 
Abschlussstichtag entstanden 
sind, zu berücksichtigen, selbst 
wenn diese erst zwischen dem 
Stichtag und dem Tag der Auf-
stellung publik geworden sind. 
Ferner bleiben Risiken und Ver-
luste, für deren Verwirklichung 
im Hinblick auf die besonderen 
Verhältnisse der öffentlichen 
Haushaltswirtschaft nur eine ge-
ringe Wahrscheinlichkeit spricht, 
außer Betracht. Gewinne sind 
wiederum nur zu berücksichti-
gen, soweit sie am Abschluss-
stichtag realisiert sind. Kurzum 
weicht die Vorschrift der Kom-
HVO im Vergleich zur Vorgänger-
regelung der GemHVO (§ 32 Abs. 
1 Nr. 3 GemHVO) nur insoweit ab, 
dass die Formulierung „vorsichtig 
zu bewerten“ durch die wirklich-
keitsgetreue Bewertung ausge-
tauscht wurde. Zudem sind zu-
künftig nur jene Risiken und 
Verluste mit einer nicht nur gerin-
gen Eintrittswahrscheinlichkeit 
zu berücksichtigen. 

sprünglichen Bewertungsregeln des NKF ursächlich für 
den Investitionsstau sind und das Wirklichkeitsprinzip 
nicht zumindest teilweise gegen einzelne Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung verstößt, z. B. gegen das 
Periodisierungsprinzip oder das Realisationsprinzip bzw. 
das darauf zurückzuführende Anschaffungskostenprin-
zip. Darüber hinaus distanziert sich die kommunale 
Rechnungslegung gegenwärtig weiter von den handels-
rechtlichen Vorgaben und im Vorgriff auf die EPSAS 
auch von den europäischen Bewertungsgrundsätzen für 
die öffentliche Hand.

Infolge der haushaltsrechtlichen Reform kommt es mit 
dem in § 36 Abs. 2 KomHVO geregelten Komponenten-
ansatz zu einer weiteren essenziellen Neuerung bzgl. 
des Ansatzes und der Bewertung von kommunalen An-
lagevermögen. 

Demnach dürfen neuerdings bei Gebäuden für das Bau-
werk und für die mit ihm verbundenen Gebäudeteile 
(Komponenten) Dach und Fenster unterschiedliche Nut-
zungsdauern bestimmt werden. Darüber hinaus dürfen 
weitere Komponenten gebildet werden, soweit es sich 
um mit dem Gebäude verbundene physische Gebäude-
bestandteile handelt und deren Wert im Einzelnen min-
destens 5 Prozent des Neuwertes beträgt. Bei Straßen 
dürfen für die Komponenten Deckschicht und Unterbau 
ebenfalls unterschiedliche Nutzungsdauern festgelegt 
werden. Für alle anderen Vermögensgegenstände ist die 
Anwendung des Komponentenansatzes ausgeschlossen.
Damit folgt der Gesetzgeber vornehmlich dem im Rah-
men der zweiten Evaluation des NKF von den Kommu-
nalaufsichten, der Gemeindeprüfanstalt und den kom-
munalen Spitzenverbänden genannten Vorschlag zur 
Einführung eines Komponentenansatzes. Fraglich ist, 
inwieweit der Ansatz den ursprünglichen Vorstellungen 
entspricht und die kommunalen Besonderheiten be-
rücksichtigt. 

Die allgemeine Beschränkung auf die Komponenten 
Dach und Fenster sowie der prozentuale Anteil anderer 
Komponenten als die zuvor genannten in Höhe von  
5 Prozent am sog. Neubauwert erschließt sich uns nicht 
vollkommen. Einerseits wäre es unserer Meinung nach 
angemessener, die Anwendung des Komponentenansat-
zes u. a. auch auf die anderen Zentralgewerke eines Ge-
bäudes (Heizungs-, Sanitär- und Elektroinstallation) zu 
erweitern. Andererseits sollte die Begrifflichkeit „Neu-
bauwert“ – von der die Bildung weiterer Komponenten 
grds. abhängt – durch eine einfach zu ermittelnde, ge-
eignete und bereits definierte Größe ersetzt werden, z. B. 
durch die historischen Anschaffungs-/Herstellungskos-
ten oder den fortgeführten Buchwert. Denn nur so oder 
per klärender Definition durch den Gesetzgeber kann 
eine Diskrepanz bei der Auslegung des Begriffs vermie-
den und die landesweit einheitliche Bildung einzelner 
Komponenten gewährleistet werden. 

Wesensmerkmale, des bis zum 31.12.2018 geltenden Be-
wertungsgrundsatzes des Vorsichtsprinzips sind insbe-
sondere die sich daraus ableitenden Realisations- und 
Imparitätsgrundsätze. Hiernach sind Gewinne erst aus-
zuweisen, wenn sie realisiert wurden bzw. Verluste, die 
erst im Leistungs- oder Lieferungszeitpunkt realisiert 
werden, aufwandswirksam zu berücksichtigen sind, so-
weit sie bis zum Abschlussstichtag entstanden sind. 

Bei genauerer Betrachtung der Neuregelungen (§ 91 Abs. 
4 Nr. 3 GO) und KomHVO (§ 33 Abs. 1 Nr. 3 KomHVO) 
wird deutlich, dass die Bewertungsgrundsätze weitest-
gehend übernommen wurden – abgesehen von der par-
tiellen Abkehr beim Anschaffungskostenprinzip. Zu-
künftig ist es im Rahmen der wirklichkeitsgetreuen 
Bewertung gem. § 36 Abs. 5 KomHVO nämlich zulässig, 
Erhaltungs- oder Instandsetzungsaufwendungen zu ak-
tivieren. Infolgedessen besteht der neue Wert des Ver-
mögensgegenstandes aus den bisherigen fortgeführten 
Anschaffungs-/Herstellungskosten, erhöht um die Er-
haltungs- bzw. Instandsetzungsaufwendungen. Als Vor-
aussetzung für die Hinzuaktivierung von Erhaltungs- 
und Instandsetzungsaufwendungen bzw. – um dem 
Wortlaut des Gesetzestextes zu folgen – die Neubewer-
tung des Vermögensgegenstandes des Anlagevermö-
gens führt § 36 Abs. 5 KomHVO auf, dass die wirtschaft-
liche Nutzungsdauer durch die Erhaltung oder 
Instandsetzung verlängert werden muss. Demgemäß be-
darf es bei der Aktivierung nachträglicher Kosten nicht 
mehr den strengen Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 S. 1 
KomHVO (bzw. vormals § 33 Abs. 3 S. 1 GemHVO) – d. h. 
der Neuherstellung bzw. Erneuerung, Erweiterung oder 
Wertverbesserung über den ursprünglichen Zustand hi-
naus – sondern es genügt die Verlängerung der Nut-
zungsdauer aufgrund einer umfassenden Erhaltung oder 
Instandsetzung als Tatbestandsmerkmal für die Hinzu-
aktivierung. 

Hierbei gilt es jedoch zu beachten, dass im Zuge der Neu-
bewertung dem bisherigen Buchwert maximal die ent-
standenen Erhaltungs-/Instandsetzungsaufwendungen 
hinzuaktiviert werden dürfen. Eine Aufdeckung stiller Re-
serven – bspw. aufgrund einer Bewertung zu aktuellen 
Markt- oder Zeitwerten – ist ausgeschlossen, da dies ge-
gen das Realisationsprinzip des § 33 Abs. 1 Nr. 3 S. 3 
KomHVO verstößt. Dies entspricht auch der Gesetzesbe-
gründung zum 2. NKF-WG, wonach das Wirklichkeitsprin-
zip nicht mit einer reinen Marktwertbetrachtung gleich-
zusetzen sei. Folglich kann es auch zukünftig bei einer 
wirklichkeitsgetreuen Bewertung kommunaler Vermö-
gensgegenstände zur Bildung stiller Reserven kommen.

Insgesamt führt die Abkehr vom Vorsichtsprinzip zwar 
potenziell zum Ziel des MHKBG, die kommunale Investi-
tionstätigkeit durch die partielle Aktivierungsfähigkeit 
von Erhaltungs- und Instandsetzungsinvestitionen wie-
der zu stärken, allerdings stellt sich die Frage, ob die ur-
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Es war abends um 21:00 Uhr, als der Kämmerer Hemds-
ärmel dem Prüfer Genau erklärte, dass die Stadt Wünsch-
dirwas im Jahresabschluss 2019 die Bewertungsmethode 
bei den Gebäuden gemäß § 36 Abs. 2 KomHVO auf den 
Komponentenansatz umstellen werde, und zwar auch für 
den Altbestand. Da die fällig werdenden Abschreibungen 
in der Ergebnisrechnung nur unnötig den Haushalt belas-
teten, werde man die ganze Veranstaltung direkt gegen 
die Allgemeine Rücklage buchen. „Halt, halt“, schritt der 
Prüfer entschieden ein, „so einfach geht das nicht, der 
Komponentenansatz gilt nur für neu angeschaffte/herge-
stellte Vermögensgegenstände; das sah der Entwurf des 
Gesetzes ausdrücklich vor.“ Darauf entgegnete Hemdsär-
mel lakonisch: „Können Sie mir bitte mal erläutern, wo 
diese Vorschrift in der KomHVO oder in der GO zu finden 
ist und warum man die im Entwurf enthaltene Regelung 

ʸʸ Finanzen

Dach und Fenster als eigener Vermögensgegenstand: 
Die Anwendung des Komponentenansatzes in NRW
von Oliver Quost

nicht in die KomHVO übernommen hat?“ Nun gut, dachte 
Genau, das lässt sich wohl nicht widerlegen und zog den 
Joker der Bewertungsstetigkeit nach § 33 Abs. 1 Nr. 5 
KomHVO, schließlich handelte es sich um die Änderung 
einer Bewertungsmethode und nicht um eine Fehlerkor-
rektur. Hemdsärmel hatte für den Einwand seines Prüfers 
nur ein müdes Lächeln: „Herr Genau, Sie müssen § 33 
KomHVO schon genau und zu Ende lesen; vom Stetig-
keitsgrundsatz  kann in Ausnahmefällen abgewichen wer-
den. Gesetzesänderungen sind die Mutter des Ausnah-
mefalls.“ Auch hier kam der Prüfer zu der Erkenntnis, dass 
dies zwar eine sehr weite Auslegung der Ausnahmerege-
lung war; die Argumentation des Kämmerers am Ende des 
Tages aber nicht als unzutreffend zu entlarven sei und ein 
Bestehen auf seiner Meinung nur zu endlosen Diskussio-
nen führen würde.

Oliver Quost
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater
T +49 221 949 909 210
E oliver.quost@roedl.com

Patrick Preußer, M. Sc.
Steuerberater 
Diplom-Betriebswirt (FH)
T	 +49 221 949 909 223
E	 patrick.preusser@roedl.com

Timo Cordes
B.A. Öffentliche Verwaltung
B.A. Betriebswirtschaft & Management
T	 +49 221 949 909 262
E	 timo.cordes@roedl.com

Bzgl. der Beschränkung bei Straßen, Wegen und Plätzen 
stellt sich außerdem die Frage, weshalb bei der Anwen-
dung des Komponentenansatzes auf eine bituminöse 
Bauweise abgestellt wird.

Des Weiteren steht die Formulierung der Regelung als 
sog. „Kann-Bestimmung“ einem der eigentlichen Ziele 
des NKF – der Harmonisierung kommunaler Abschlüsse 
– gegenüber. Deshalb vertreten wir die Meinung, das 
Wahlrecht zur Ausübung des Komponentenansatzes in 
eine Pflicht umzuwandeln, sobald erstmals (neue) Kom-
ponenten ausgetauscht oder erneuert werden. Dadurch 
findet der Komponentenansatz für die entsprechenden 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens Anwen-
dung, wenn es im Rahmen einer Investitions- oder Erhal-
tungs- bzw. Instandsetzungsmaßnahme zu einem Kom-
ponentenaustausch kommt. Im Gegenzug dazu ist der 
Komponentenansatz u. E. somit – aufgrund des Grund-
satzes der Bewertungsstetigkeit gem. § 33 Abs. 1 Nr. 5 
KomHVO – nicht auf den Altbestand anzuwenden, da es 
für diesen sachlich keinen Grund für eine Änderung der 
bisher angewandten Bewertungsmethoden gibt. 

Zusammengefasst kommt es aufgrund der essenziellen 
Neuerungen beim Ansatz und insbesondere bei der Be-
wertung von Vermögensgegenständen des Anlagever-
mögens zu einigen Unklarheiten bzw. zu einem erhöhten 
Konkretisierungsbedarf des Gesetzgebers. 

Aus diesem Grund bleibt es abzuwarten, ob der Gesetz-
geber die bis dato offenen Begrifflichkeiten (z. B. „wirk-
lichkeitsgetreu“) – wie ursprünglich einmal angekündigt 
– verordnungsrechtlich in Form von Anwendungshinwei-
sen spezifiziert oder am Ende andere für Klarheit sorgen 
müssen.

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN

Nun aber kam der Silberstreif am Horizont, der den Prü-
fer davor bewahrte, auf ganzer Linie zweiter Sieger zu 
werden. „Eine Verrechnung der fällig werdenden Abwer-
tung mit der Allgemeinen Rücklage kommt aber nicht in 
die Tüte, oder können Sie mir bitte mal erläutern, wo 
diese Vorschrift in der KomHVO zu finden ist?“ Das 
stimmt, dachte der Kämmerer, eine unmittelbare Ver-
rechnung nach § 44 Abs. 3 KomHVO kommt nur bei der 
Veräußerung von Vermögensgegenständen nach § 90 
GO und bei Wertveränderungen von Finanzanlagen in 
Betracht. Auch die Lösung des Arbeitskreises NKF zur 
erfolgsneutralen Korrektur von Jahresabschlüssen wird 
nicht ziehen, weil eben keine Fehlerkorrektur, sondern 
nur die Änderung einer Bewertungsmethode vorliegt.

Und so einigten sich Kämmerer und Prüfer auf diese Lö-
sung, die der Prüfer nicht schön fand, die aber letztend-
lich nicht zu beanstanden war. Und wenn nicht vier Jah-
re später der überörtliche Prüfer Gründlich gekommen 
wäre, hätten sie auch heute noch das beste Mandats-
verhältnis. Anders als Genau musste Gründlich nicht 
Farbe bekennen und in einem Bestätigungsvermerk eine 
Aussage treffen, dass der Jahresabschluss als Ganzes 
richtig sei. Vielmehr bestand seine berufliche Bestim-
mung in Empfehlungen und Feststellungen. Die schöns-
te dieser „War Stories“ war der vermeintliche Verstoß 
gegen die Bewertungsstetigkeit wegen Anwendung des 
Komponentenansatzes auf den Altbestand.

In der einberufenen Sitzung stellten die Ratsmitglieder 
dem Kämmerer verwirrt die Frage, wie es zu dieser Situ-
ation kommen konnte. Hemdsärmel meinte, er verstehe 

das auch nicht, schließlich hätte er die Vorgehensweise 
mit Genau abgestimmt und dieser habe dem Jahresab-
schluss einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt. Nun richteten sich alle Augen auf den Abschluss-
prüfer: Würde Genau die Stadt Wünschdirwas vor dem 
drohenden Bilanzierungsungemach bewahren können …? 
In diesem Moment erschien Ministerialdirigent von Rit-
ter im Sitzungssaal und versprach, dass am Ende alles 
gut werden würde und sämtliche Zweifel mit einem 
Handstreich von 4.800 Seiten beseitigt werden würden.

Hier endet diese kleine Geschichte. Nach unserem Ver-
ständnis beabsichtigt das Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Gleichstellung des Landes Nord-
rhein-Westfalen (MHKBG), zeitnah eine Klärung von 
Auslegungsfragen herbeizuführen. Ohne dieser Klärung 
vorgreifen zu wollen, empfehlen wir, den Komponenten-
ansatz nur auf Vermögensgegenstände anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2018 angeschafft/hergestellt 
bzw. erheblich erhalten/instandgesetzt wurden.

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN

WIEDER-

BESCHAFFUNGS- 

ZEIT- 
WERTE ...

... helfen bei der langfristigen Finanzie-

rung. Sorgen Sie rechtzeitig und dauerhaft 

für finanzielle Reserven in Ihren Einrich-

tungen. Die Indizierung des Anlagevermö-

gens schafft die Voraussetzungen für eine 

nachhaltige Daseinsvorsorge. Nachfolgen-

de Generationen werden es Ihnen danken.

https://www.roedl.de/wen-wir-beraten/oeffentlicher-sektor/verwaltung/ 
sicherstellung-finanzieller-reserven-entgeltkalkulation 
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Am 21. Februar 2019 fand das 1. Smart Mobility Fachsym-
posium von Rödl & Partner am Rheinauhafen in Köln statt. 
Im Fokus der Veranstaltung standen On-Demand-Mobili-
tätsdienstleistungen („Ridesharing”), deren Einsatzmög-
lichkeiten für den öffentlichen Personennahverkehr in 
unterschiedlichen Formaten thematisiert wurden. 

Ermöglicht wird diese innovative Mobilitätsform durch 
die Übersetzung einer bislang analogen Verkehrsform in 
die digitale Wirklichkeit. Algorithmen ersetzen die auf-
wendige manuelle Disposition und bündeln ähnliche 
Fahrtwünsche auf effizientere Weise. Da die klassi-
schen Dienstleister im Bereich des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs meist nicht über die dafür notwendige 
Software-Expertise verfügen, entstehen Kooperationen 
mit privaten Technologieunternehmen. Dabei werden 
vor allem datenschutzrechtliche, genehmigungsrechtli-
che und strategische Fragestellungen wie bspw. zur 
Preisgestaltung relevant. 

RÜCKBLICK

Rödl & Partner hat als Mobilitätslotse mit dem 1. Smart 
Mobility Fachsymposium den offenen Austausch im 
Spannungsfeld zwischen Kommunen, Unternehmen des 
öffentlichen Nahverkehrs und privaten Dienstleistern im 
Bereich On-Demand-Mobilität ermöglicht. Nach einem 
Erfahrungsaustausch  mit den beiden Praxis-Beispielen 
Wittlich Shuttle und BerlKönig wurde mit dem Deut-
schen Städtetag und dem Verband Deutscher Verkehrs-
unternehmen über die Anforderungen an die neue Mobi-
litätsdienstleistung diskutiert. Eingeladene Techno- 
logieunternehmen, darunter CleverShuttle, ioki und 
PPS/EDV, hatten überdies die Möglichkeit, ihr Leis-
tungsportfolio vorzustellen und anhand konkreter Fall-
beispiele ihre Vorgehensweise bei der Realisierung ei-
nes On-Demand-Verkehrs zu beschreiben.

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN       

ʸʸ Mobilität

SMART MOBILITY:  
On-Demand-Lösungen für Städte und Landkreise 
von Nicole Biedermann

In diesem Zusammenhang untersuchten wir die aktuell auf dem Markt für On-Demand-Mo-

bilität aktiven Unternehmen. Daraus ist eine exemplarische Betrachtung von On-De-

mand-Mobilitätsdienstleistern entstanden. Folgende Unternehmen nahmen an der Unter-

suchung teil: CleverShuttle, door2door, ioki, moovel, PPS/EDV, Transdev, ViaVan, Wunder 

Mobility Solutions.

Bei Interesse an unserer kostenfreien  

Publikation schreiben Sie eine E-Mail an:  

peggy.kretschmer@roedl.com	

Nicole Biedermann
M.A. Automotive & Mobility  
Management 
T	 +49 (2 21) 94 99 09-212
E	 nicole.biedermann@roedl.com
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Von der Pflicht zur Ausschreibung von Bau und Betrieb 
der Breitbandnetzinfrastruktur nach dem Vergaberecht 
kann unter bestimmten Voraussetzungen abgesehen 
werden. Dies entbindet den öffentlichen Auftraggeber 
aber nicht von der Pflicht, eine Ausschreibung durchzu-
führen, die den folgenden Anforderungen genügt:  
Transparenz, Wettbewerb, Gleichbehandlung und Ver-
hältnismäßigkeit. 

EINFÜHRUNG 

Die Auswahlverfahren für den geförderten Bau und Be-
trieb von Breitbandnetzinfrastruktur unterliegen Vorga-
ben verschiedener Quellen.1 Umstritten ist, ob ein sol-
ches Verfahren nach den Regelungen des förmlichen 
Vergaberechts auszuschreiben ist. Von der grundsätzli-
chen Pflicht zur förmlichen Ausschreibung von Breit-
bandnetzinfrastruktur sieht § 116 Abs. 2 GWB eine Aus-
nahme vor, wenn dem öffentlichen Auftraggeber die 
„Bereitstellung oder der Betrieb öffentlicher Kommuni-
kationsnetze (…) für die Öffentlichkeit“ ermöglicht wird. 
Noch nicht abschließend geklärt ist, nach welchen Vor-
aussetzungen die Bereitstellung von Breitbandnetzin- 
frastruktur von dieser Ausnahme erfasst wird. Es spre-
chen die besseren Gründe dafür, dass die eng auszule-
gende Ausnahme nicht in jedem Fall von der Pflicht zur 
Durchführung eines förmlichen Vergabeverfahrens be-
freit. Teilweise wird mit der in der Folge drohenden Ge-
fahr von Fördermittelrückforderungen argumentiert, um 
die Durchführung eines förmlichen Vergabeverfahrens 
als sichersten Weg zu rechtfertigen.2 

Es muss nach den Vorgaben der NGA-RR und der AGVO 
zumindest ein offenes und transparentes Verfahren 
durchgeführt werden. Hierfür gelten allgemeine Grund-
sätze, die sowohl in einfachen Ausschreibungen als 
auch förmlichen Vergabeverfahren Anwendung finden. 
Diese allgemeinen Grundsätze stellen selbst bereits hohe 
Anforderungen an die Durchführung einer Ausschrei-
bung. Die Regelungen des förmlichen Vergaberechts kön-
nen in diesem Zusammenhang auch als Hilfestellung für 
die ausschreibende Stelle begriffen werden, um sich der 
Einhaltung dieser allgemeinen Grundsätze gewiss zu 
sein. Im Folgenden werden die allgemeinen Grundsätze 
und ihre praktischen Auswirkungen vorgestellt. 

ʸʸ Vergaberecht

Vergabe von Breitbandnetzinfrastruktur:  
Anforderungen an das Verfahren
von Freya Schwering

TRANSPARENZGRUNDSATZ 

Transparenz bedeutet, dass die Auswahlentscheidung 
für die Bieter über- und durchschaubar sein muss. Das 
heißt, es dürfen bei der Auswahl und Bewertung keine 
sachfremden oder überraschenden Gesichtspunkte ein-
fließen. Die Auswahlkriterien und deren Gewichtung 
müssen in den Ausschreibungsunterlagen enthalten 
sein. Ebenso muss die Methode der Bewertung be-
schrieben werden. 

Darüber hinaus verlangt der Transparenzgrundsatz, 
dass die Bekanntmachung des Ausschreibungsgegen-
standes auf eine angemessene Art und Weise durchge-
führt wird. Die Anforderungen an die Transparenz des 
Verfahrens sind umso höher, je interessanter die Breit-
bandausschreibung für potenzielle ausländische (euro-
päische) Bieter ist. Je interessanter die Ausschreibung 
für den europäischen Markt ist, desto stärker muss eine 
europaweite Kenntnisnahme ermöglicht werden. Das 
(mögliche) grenzüberschreitende Interesse muss an-
hand objektiver Kriterien festgestellt werden. 

Der Europäische Gerichtshof entschied, dass als solche 
Kriterien insbesondere das Volumen des betreffenden 
Auftrages in Verbindung mit dem Leistungsort, die tech-
nischen Merkmale des Auftrages, etwaige Besonderhei-
ten der Waren oder echte Beschwerden von Wirtschafts-
teilnehmern in Betracht kämen.3 Angesichts des hohen 
Wertes von Bau und Betrieb der Breitbandnetzinfra-
struktur reicht eine rein nationale Bekanntmachung 
meist nicht aus.

Ein weiterer Aspekt des Transparenzgrundsatzes ist die 
Pflicht der ausschreibenden Stelle, die einzelnen Stufen 
des Ausschreibungsverfahrens zu dokumentieren und 
zu begründen. Als Faustformel kann zusammenfassend 
festgehalten werden, dass die ausschreibende Stelle im 
Rahmen des gesamten Ausschreibungsverfahrens einen 
angemessenen Grad an Öffentlichkeit sicherstellen 
muss. Es muss nachprüfbar sein, ob das Ausschrei-
bungsverfahren offen, transparent, objektiv, unpartei-
isch und frei von Fehlern durchgeführt worden ist. 

1 �Rahmenregelung der Bundesrepublik Deutschland zur Unterstützung des Aufbaus einer flächendeckenden Next Generation Access (NGA)-Breit-
bandversorgung; Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung.

2 Grau/Lennartz, „Beim geförderten Breitbandausbau unnötig?“, Behörden Spiegel Dez. 2018. 
3 EuGH, Urteil vom 6.10.2016 – C-318/15, „Tecnoedi Costruzioni“.

spielsweise müssen gleichwertige Zeugnisse und Befä-
higungsnachweise aus anderen Mitgliedstaaten aner-
kannt werden. Genauso müssen Fristen so bemessen 
sein, dass Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten 
ausreichend Zeit haben, sich auf die Ausschreibung zu 
bewerben. 

VERHÄLTNISMÄßIGKEITSGRUNDSATZ 

Zuletzt dürfen die Anforderungen an die Unternehmen 
und an das Verfahren nicht unverhältnismäßig aufwen-
dig gestaltet werden. Der Aufwand für die Erstellung des 
Angebotes durch den Bieter darf nicht unverhältnismä-
ßig hoch im Vergleich zum Umfang und zur Bedeutung 
der zu vergebenden Breitbandnetzinfrastruktur ausfal-
len. Auch muss der Ausschluss eines Unternehmens 
vom Verfahren unter Einhaltung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes erfolgen. 

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN

WETTBEWERBSGRUNDSATZ 

Nur wenn ein Verfahren „offen“ im Hinblick auf die Teil-
nahme einer größeren Anzahl an Unternehmen ausge-
staltet ist, kann es auch ein wettbewerbliches Verfahren 
sein. Das Verfahren muss nicht nur allen interessierten 
Unternehmen offenstehen; die Auswahlkriterien dürfen 
zudem nicht so beschaffen sein, dass bestimmte Unter-
nehmen nie die Chance haben, am Verfahren zu partizi-
pieren. Beispielsweise müssen aus diesem Grund Aus-
schreibungen produktneutral ausgestaltet sein. Ein 
Verstoß gegen den Wettbewerbsgrundsatz im Sinne ei-
ner Wettbewerbsverzerrung begründet die Klagebefug-
nis eines Bewerbers.

GLEICHBEHANDLUNGSGEBOT

Das Auswahlverfahren ist diskriminierungsfrei durchzu-
führen. Das Verfahren muss ergebnisoffen und fair ge-
führt werden, sodass alle Unternehmen die gleiche 
Chance auf Teilnahme am Verfahren und den Zuschlag 
haben. Dazu müssen beispielsweise auch die Auswahl-
kriterien sachgerecht ausgestaltet werden. Aus dem 
Gleichbehandlungsgebot lässt sich ebenso das Verbot 
der Berücksichtigung von Nachermittlungen ableiten: 
Die ausschreibende Stelle darf nicht nach Ablauf der 
Frist für die Einreichung der Bewerbungs- oder Ange-
botsunterlagen einseitig zugunsten einzelner Bieter er-
mitteln und dadurch einzelne Angebote nachbessern. 
Das Diskriminierungsverbot ist insbesondere auch in 
seiner europarechtlichen Dimension zu sehen. Bei-

Freya Schwering
Rechtsanwältin, Europajuristin 
T	 +49 911 9193 3511
E	 freya.schwering@roedl.com

Aktuelle Informationen zum Thema Vergaberecht finden Sie in unserem  

monatlich erscheinenden VERGABE KOMPASS. 

Jetzt kostenfrei abonnieren: 

https://www.roedl.de/medien/publikationen/

newsletter/newsletter-abonnieren/

INTERESSIERT?

Dann besuchen Sie uns auf dem  

16. MÜNCHNER VERGABERECHTSTAG 

am 27. Juni 2019 und nutzen Sie die Gele-

genheit zu aktuellen Vergabethemen mit 

Entscheidungsträgern aus Politik, Wirt-

schaft und Verwaltung sowie renommierten 

Top-Vergabeexperten zu diskutieren. 

Weitere Informationen finden Sie unter 

www.roedl.de/seminare.
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Gerne informieren wir Sie ausführlich über unsere Bera-
tungsangebote für das Thema Betreiberverantwortung.

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN

Aus der Betreiberverantwortung resultieren für Kommu-
nen eine Vielzahl von Pflichten und Tätigkeiten. Für die 
Verantwortlichen besteht die Notwendigkeit, diese in 
der Verwaltungsorganisation zu strukturieren, um einen 
sicheren und nachhaltigen Gebäudebetrieb zu gewähr-
leisten. Wir unterstützen Sie dabei, diese komplexe Auf-
gabe zu bewältigen und die aus etwa 2.000 Regelwer-
ken stammenden Anforderungen zu beherrschen.

Als Betreiber von Gebäuden und Anlagen tragen Kom-
munen eine hohe Verantwortung gegenüber Bürgern, 
Beschäftigten, Nutzern und einer Vielzahl weiterer Inte-
ressensgruppen. Die zu erfüllenden Aufgaben ergeben 
sich aus etwa 2.000 Regelwerken. Selbstverständlich 
sind nicht alle für alle Organisationen relevant, aber ge-
rade mit der Ermittlung der konkreten Anforderungen 
sind viele Verantwortliche überfordert. Daraus entstehen 
Unsicherheit und die Sorge, unübersehbare Haftungsrisi-
ken einzugehen. Dem kann entgegengewirkt werden. Die 
Nicht-Beachtung der Normen führt zu Risiken, die aus 
den Verantwortlichkeiten in Bereichen wie Brandschutz, 
Unfallverhütung und Verkehrssicherheit resultieren. Die-
se Risiken sind aber mit einem systematischen Vorgehen 
sehr gut und dauerhaft beherrschbar. Dabei muss darauf 
geachtet werden, dass die regelmäßigen Anpassungen 
der Anforderungen zeitnah bekannt sind und umgesetzt 
werden. Diese ergeben sich u. a. aus: 

–– Fortschreitender Harmonisierung der europäischen 
Gesetzgebung mit der entsprechenden Umsetzung in 
nationales Recht

–– Aktualisierung und Angleichung von Vorschriften, 
beispielsweise zum Arbeitsschutz auf hohem Niveau 
(ca. 25 Prozent der FM-relevanten Regelwerke ändern 
sich pro Jahr)

–– Zunahme der Übertragung von Aufgaben auf die 
Kommunen selbst im Zuge der Deregulierung

INSTRUMENTE ZUR STRUKTURIERUNG DER BETREI-
BERPFLICHTEN

Durch die Vielzahl von Verantwortlichkeiten im Gebäu-
demanagement ergeben sich immer mehr erforderliche 
Tätigkeiten, die auf der einen Seite delegiert, beauftragt, 
geprüft, kontrolliert und nachgehalten werden müssen. 

ʸʸ Betreiberverantwortung

Verantwortlichkeiten innerhalb der Organisation 
definieren, um Betreiberverantwortung im kommu-
nalen Immobilienbetrieb richtig umzusetzen 
von Nicolai Kumpmann und Henning Wündisch

Auf der anderen Seite müssen die Prüf- und Instandhal-
tungspflichten intern durch die Implementierung eines 
anlagenspezifischen Betreiberkonzeptes dokumentiert 
werden. Nur die Realisierung beider Aspekte führt zu 
rechtssicherem Handeln.

Eine Kommune kann verschiedene Maßnahmen ergrei-
fen, um ihrer Verantwortung gerecht zu werden. Aller-
dings zeigt sich derzeit in den meisten Fällen, dass das 
Thema Betreiberverantwortung noch nicht oder nicht 
systematisch auf kommunaler Ebene bearbeitet wird. 
Begriffe wie „Betreiberverantwortung“ und „Organisati-
onsverschulden“ werden zwar oft diskutiert, die not-
wendigen Konsequenzen aber nur selten ergriffen.

In den meisten Fällen sind die Ursachen der mangelnde 
Überblick über das verantwortete Portfolio und die darin 
verbauten Anlagen sowie finanzielle Restriktionen im 
Bereich Unterhalt und Sanierung. Gerade deshalb ist es 
wichtig, Transparenz über die Anforderungen zu schaf-
fen und die richtigen Prioritäten zu setzen.  Diesen Über-
blick zu erhalten und die entsprechenden Entscheidun-
gen zu treffen, das fällt vielen Verantwortlichen schwer.

AKTUELLE ÜBERSICHTEN ÜBER RELEVANTE REGEL-
WERKE DURCH REG-IS

Um in dieser Situation Abhilfe zu schaffen, bietet Rödl & 
Partner mit dem Regelwerk-Informationssystem REG-IS 
einen schnellen und effizienten Zugriff auf die wichtigs-
ten Regelwerke im Facility-Management. REG-IS bein-
haltet die folgenden Aspekte:

–– Schneller und effizienter Zugriff auf die Anforderun-
gen der wichtigsten Regelwerke im Facility Manage-
ment rund um die Uhr

–– Konzentration auf die substanziellen Inhalte 
relevanter Regelwerke

–– Strukturierte To-do-Listen in Form von Pflichtenka-
talogen

–– Leichte Handhabung durch eine einheitliche 
Web-Oberfläche

–– Immer aktuelles, praxisorientiertes Rechtswissen 
–– Hohe Rechtssicherheit und dauerhafte Aktualität

Nicolai Kumpmann
M.A. Politikwissenschaft
T	 +49 911 9193 3534
E	 nicolai.kumpmann@roedl.com

Henning Wündisch
Rechtsanwalt
T	 +49 911 9193 3551
E	 henning.wuendisch@roedl.com

BETREIBERVERANTWORTUNG MUSS ORGANISIERT WERDEN – DER RÖDL & PARTNER MASTERPLAN

Um die aus diesen Informationen resultierenden Pflichten in der Organisation zu verankern, bietet Rödl & Partner im 
Bereich der Organisationsberatung weiterführende Leistungen an. Sie sind gebündelt im sog. Masterplan Betreiberver-
antwortung, der dem bewährten Managementansatz Plan-Do-Check-Act folgt. Wir helfen Ihnen durch den Aufbau einer 
Organisationsstruktur, in der die Pflichten und Tätigkeiten bei den handelnden Akteuren hinterlegt werden können. 

Im Rahmen von Organisationsuntersuchungen kann zu-
dem die optimale Aufbauorganisation für das kommuna-
le Gebäudemanagement definiert und der notwendige 
Personalbestand ermittelt werden. Das von uns angebo-
tene Portfolio reicht von Prozessvisualisierungen und 
-optimierungen bis hin zu einer flächendeckenden Or-
ganisationsuntersuchung des technischen Dezernats.

Mit REG-IS und unseren Beratungsleistungen haben Kom-
munen die Möglichkeit, Transparenz und Nachvollziehbar-
keit über die notwendigen Pflichten in einem zunehmend 
bedeutungsvollen Aufgabenbereich herzustellen.

Regelwerks-
analyse

2012-03Stand:

Glossar Facility Management
Betriebsbeauftragte, befähigte und verantwortliche Personen im FM

GEFMA
912-4

000 GEBÄUDE
020 Sonderbauten
       • Prüfsachverständiger (Sonderbauten)
023 Versammlungsstätten
       • Verantwortl. für Veranstaltungstechn.

300 BAUWERK - BAUKONSTRUKTIONEN
334 Türen und Tore (kraftbetätigte)
       • Sachkundiger
334 Feststellanlagen /-vorrichtungen
       • eingewiesene Person
       • Sachkundiger
       • Fachkraft für Feststellanlagen

400 BAUWERK - TECHNISCHE ANLAGEN
       • Fachpersonal (VDMA)
411 Abwasseranlagen
       • sachkundige Person
       • fachkundige Person
412 Trinkwasserversorgungsanlagen
       • akkreditierte Untersuchungsstelle
421 Wärmeerzeugungsanl./Wärmepumpen
       • grundlegende Sachkunde
       • fortgeschrittene Sachkunde
       • vollständige Sachkunde
       • Expertensachkunde
421 Wärmeerzeugungsanl./Ölfeuerungen
       • befähigte Person
       • Fachbetrieb
421 Wärmeerzeugungsanl./Abgasanlagen
       • Schornsteinfeger
       • Bezirksschornsteinfegermeister
421 Wärmeerzeugungsanl./Heizöllager
       • Fachbetrieb (wassergefährd. Stoffe)
       • Sachverständiger (wassergef. Stoffe)
430 Lufttechnische Anlagen
       • Qualifiziertes Fachpersonal VDI 6022 C
       • Qualifiziertes Fachpersonal VDI 6022 B
       • Qualifiziertes Fachpersonal VDI 6022 A
       • Hygiene-Fachkundiger
       • Hygiene-Fachkraft
       • Fachpersonal VDI 6022 RLQ
       • Hygieniker
433 Klimaanlagen
       • Fachkundige Person
434 Kälteanlagen
       • 4x Sachkunde (wie bei Wärmepumpen)
       • Zertifikatinhaber I bis IV
       • Betriebsleiter (HwO)

 Einträge zu folgenden Gewerken in Anlehnung an DIN 276-1 (2008-12):

440 Starkstromanlagen
       • Laie
       • elektrotechn. unterwiesene Person
       • EFK für festgelegte Tätigkeiten
       • Anlagenbetreiber
       • Anlagenverantwortlicher
       • Arbeitsverantwortlicher
       • Elektrofachkraft (EFK)
       • EFK für Arbeiten unter Spannung
       • anweisende EFK f. Arb. unt. Spannung
       • Verantwortliche EFK
       • Betriebsleiter (HwO)
446 Blitzschutz- und Erdungsanlagen
       • Blitzschutz-Fachkraft
456 Gefahrenmelde- und Alarmanlagen
       • eingewiesene Person
       • sachkundige Person GMA
       • Elektrofachkraft GMA
456 Brandmeldeanlagen
       • verantwortliche Person
461 Aufzugsanlagen
       • Aufzugsführer (veraltet)
       • Aufzugswärter (veraltet)
       • beauftragte Person
       • Zugelassene Überwachungsstelle ZÜS
465 Krananlagen
       • Sachkundiger/befähigte Person
       • Sachverständiger
469 Hebebühnen
       • Sachkundiger/befähigte Person
       • Sachverständiger
473 Druckbehälter
       • befähigte Person
475 Feuerlöschanlagen/Sprinkleranlagen
       • Sprinklerwart
475 Feuerlöschanlagen/Gas-Löschanlagen
       • Sachkundiger
       • Sachverständiger
475 Feuerlöschanlagen/Wandhydranten
       • Sachkundiger/befähigte Person
475 Feuerlöschanlagen/Feuerlöscher
       • Sachkundiger

500 AUSSENANLAGEN
526 Spielplatzgeräte
       • Sachkundiger
548 Nutzungsspezifische Anlagen/Tankläger
       • Fachbetrieb (wassergef. Stoffe)
       • Sachverständiger (wassergef. Stoffe)
574 Pflanzen/Bäume
       • Baumkontrolleur

600 AUSSTATTUNG
601 Arbeitsmittel
       • Bedienungspersonal
       • befähigte Person
612 Turngeräte, Sportgeräte
       • befähigte Person
617 Leitern und Tritte
       • Sachkundiger/befähigte Person
618 Personenaufnahmemittel
       • Sachkundiger
       • Sachverständiger
619 Feuerwehrpläne
       • sachkundige Person
631 Gefahrstoffe
       • sachkundige Person
       • fachkundige Person
632 Abfallstoffe
       • Abfallbeauftragter
634 Wassergefährdende Stoffe

800 MOBILIEN
821 Anbaukrane am Lkw
       • Sachkundiger/befähigte Person
       • Sachverständiger
822 Flurförderzeuge
       • Sachkundiger/befähigte Person

900 SCHUTZ-ASPEKTE
910 Standsicherheit
       • fachkundige Person
       • besonders fachkundige Person
920 Brandschutz
       • Brandschutzhelfer
       • Brandschutzbeauftragter
950 Explosionsschutz
       • befähigte Person
960 Arbeitssicherheit u. Gesundheitsschutz
       • Arbeitsschutzausschuss
       • Koordinator
       • Ersthelfer
       • Evakuierungshelfer
       • Sicherheitsbeauftragter
       • Strahlenschutzbeauftragter
       • Strahlenschutzverantwortlicher
       • Betriebssanitäter
       • Fachkraft für Arbeitssicherheit
       • Betriebsarzt
970 Umweltschutz
       • Störfallbeauftragter
       • Gewässerschutzbeauftragter
       • Immissionsschutzbeauftragter
980 Lebensmittel-Hygiene/Legionellen
       • Hygiene-Fachkundiger
       • Hygiene-Fachkraft
       • Hygieniker
990 Personenbezogene Daten
       • Datenschutzbeauftragter

QSt:
 Qualifikationsstufen (QSt) in aufsteigender Reihenfolge

Qualifizierende Maßnahme: Typische Bezeichnung:
0
1
2
3
4
5

keine
Einweisung/Unterweisung
Lehrgang/Schulung
(Berufs-) Ausbildung / Geselle / Facharbeiter
zusätzl. mehrjährige Berufserfahrung / Meister
Hochschulstudium

Laie
unterwiesene Person
Sachkundiger / befähigte Person
Fachkundiger
Fachkraft
Sachverständiger
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 2004-09

1.000 KONZEPTIONSPHASE
1.100 Bauprojekte in LzPh. 1 managen
1.110 Bauprojekte in LzPh. 1 leiten 1

(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnisses durch Rechtsgeschäft sowie zur Änderung des Inhalts eines 
Schuldverhältnisses ist ein Vertrag zwischen den Beteiligten erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein anderes vorschreibt.

(ggf. weitere Verträge für 
Projektsteuerer, Projektentwickler, 
Gutachter und andere Projektbeteiligte)

Architektenverträge
BGB § 311 Rechtsgeschäftliche und rechtsgeschäftsähnliche Schuldverhältnisse

für fremdvergebene 
Architektenleistungen

3 Ersteller: Auftraggeber 1290

Notwendig für: Sicherung von Ansprüchen; in Papierform archiviert

1.120 Bauprojekte in LzPh. 1 steuern 2

1.A1: Entwickeln; Vorschlagen und Festlegen der Projektziele und der Projektorganisation durch ein projektspezifisch zu 
erstellendes Organisationshandbuch

(weitere Dokumente der 
Projektsteuerung siehe unter 1.400 
Planungsgrundlagen ermitteln)

Organisationshandbuch
AHO 9 Projektsteuerung, § 204 (2) 1.A1 Projektvorbereitung, Grundlstg.

4 Ersteller: Projektsteuerer 546

1.B3: Erarbeiten von Leit- und Musterbeschreibungen, z.B. für Gutachten, Wettbewerbe etc.

Leit- und Musterbeschreibungen
AHO 9 Projektsteuerung, § 204 (2) 1.B3 Projektvorbereitung, Bes.Lstg.

für Gutachten, Wettbewerbe etc.

5 Ersteller: Projektsteuerer 1458

1.200 Projektentwicklungen durchführen 1

ohne formale Definition

(weitere Dokumente: Nutzungs-, 
Vermarktungs-, Finanzierungskonzept)

Machbarkeitsstudien6 Ersteller: Projektentwickler 11

1.300 Grundstücke erwerben 3

(1) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an einem Grundstück zu übertragen oder zu 
erwerben, bedarf der notariellen Beurkundung. Ein ohne Beachtung dieser Form geschlossener Vertrag wird seinem 
ganzen Inhalt nach gültig, wenn die Auflassung und die Eintragung in das Grundbuch erfolgen.

(gleiches Dokument auch bei 4.100 
Objekte verkaufen und 5.100 Objekte 
ankaufen)

Grundstücks- /Kaufvertrag
BGB § 311b Verträge über Grundstücke, das Vermögen und den Nachlass

7 Ersteller: Notar 333

Notwendig für: Sicherung von Ansprüchen; in Papierform archiviert

(1) Zur Übertragung des Eigentums an einem Grundstück, zur Belastung eines Grundstücks mit einem Recht sowie zur 
Übertragung oder Belastung eines solchen Rechts ist die Einigung des Berechtigten und des anderen Teils über den 
Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch erforderlich, soweit nicht das 
Gesetz ein anderes vorschreibt.

(gleiches Dokument auch bei 4.100 
Objekte verkaufen und 5.100 Objekte 
ankaufen)

Grundbuch (-eintragung)
BGB § 873 Erwerb durch Einigung und Eintragung

8 Ersteller: Gemeinde 480

Notwendig für: Sicherung von Ansprüchen; in Papierform archiviert
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Unternehmer- und Betreiberverantwortung im FM wahrnehmen

Delegation Maßnahmenplanung

Regelwerks-
analyse

Maßnahmen-
planung

Risiko-
analyse

Gefährdungsbeurteilungen

Ressourcenplanung

Regelwerke 
selektieren + 

verfolgen

Unternehmer-
pfl ichten 

identifi zieren

bestehende 
Regelwerke

relev. + aktuelle 
Regelwerke

zutreffende 
Unternehmer-

pfl ichten

Anwendungs-
bereiche 
festlegen

Gefährdungs-
beurteilungen 
durchführen

konkrete 
Arbeitsschutz-
Maßnahmen 

zeitlich planen

Zuständig-
keiten (intern 

+ extern) 
festlegen

Fremdlei-
stungen 

vergeben

Pfl ichten 
intern

 delegieren

Qualifi kationen

Hersteller-
angaben

Gefährdungs-
beurteilungen

Pfl ichtenmatrix

Verträge

Übertragung 
Untern.pfl ichten

Maßnahmen-
plan, Prüfplan

Plan

konkrete Maß-
nahmen zeitlich 

planen

Maßnahmen-
plan, Prüfplan, 

IH-Plan

Fremdlei-
stungen 

vergeben

Pfl ichten
 intern 

delegieren

Mittelfreigaben

Verträge

Ressourcen 
freigeben

erf. Ressourcen 
ermitteln u. 
anmelden

Pfl ichtenmatrix

Plan

Betreiber-
pfl ichten 

priorisieren

Risiken 
analysieren u. 

bewerten

Sicherheits-
techn. 

Bewertung 
durchführen

Riskioanalyse

gewichtete 
Betr.pfl ichten

Regelwerke 
selektieren + 

verfolgen

Betreiber-
pfl ichten 

identifi zieren

Ausstattung
Nutzungsart
Standort

bestehende 
Regelwerke

relev. + 
aktuelle Re-

gelwerke

zutreffende 
Betr.pfl ichten

Do

Allg. Unter-
nehmerpfl ichten 
wahrnehmen

Sozialen 
Arbeitsschutz 
wahrnehmen

Notfallmaß-
nahmen 
regeln

Mitarbeiter 
unterweisen

Fremdfi rmen 
einweisen

Pers. Schutz-
ausrüstung 
bereitstellen

ASA 
einrichten

Umgang mit 
Gefahrstoffen 

regeln

Arbeitsmed./
Betriebsärztl. 

Dienst

Aufzeichnungen

Unterweisungs-
protokolle Aufzeichnungen

Aufzeich-
nungen

Einweisungs-
protokolle

Aufzeichnungen

ASA - Proto-
kolle

Bestellungs-
urkunden

Aufzeichnungen

Aufgabenerfüllung

Do

Beauftragte 
bestellen

Verantw. Per-
sonen bestellen

Anlagen & Einrich-
tungen bedienen, 

überwachen

Brand- & 
Ex.schutz

Notfallmaß-
nahmen regeln

wiederkehren-
de Prüfungen 
durchführen

Bestellungs-
urkunden

Aufzeich-
nungen Aufzeichnungen

Bestellungs-
urkunden

Aufzeichnungen Prüfbescheini-
gungen

Mitarbeiter 
unterweisen

Wartungsprotokolle

Fremdfi rmen 
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Einweisungs-
protokolle

Anl. & Einrichtungen in-
standsetzen & erneuern, 

Mängel beheben
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Check

Überprüfung

nein

ja

ja

Maßnahmen auf 
Wirksamkeit 
überprüfen

Stichproben-
kontrolle

Überprüfung im 
Zweifelsfall

Aufsicht im 
Regelfall durch-

führen

Aufzeichnungen

Reporting

Korrektur-
maßnahmen 

ergreifen

Fehler-
analysen 

durchführen

Check

Überprüfung

nein

ja

ja

Korrektur

Zweifel?

Fehler?

Zweifel?
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Erläuterungen
Die Übersicht zeigt den Gesamtprozess, die wichtigsten Prozessschritte und 
die Hilfsmittel für die Wahrnehmung der Unternehmer- und Betreiberverant-
wortung im Facility Management.

Das Tool REG-IS sowie die daraus verwendeten Daten stammen von Ulrich 
Glauche (Rödl & Partner). Er ist auch Autor oder Co-Autor der hier genannten 
GEFMA-Richtlinien und -Verzeichnisse (außer GEFMA 330-1).

Nähere Infos fi nden sich unter:
 > www.roedl.de/betreiberverantwortung                                    Ulrich Glauche 
 > www.betreiberverantwortung.info                            Rödl & Partner GbR
 > www.gefma.de                                
 > www.reg-is.de

Titel: Masterplan Unternehmer- und Betreiberverantwortung im FM

Ersteller: Ulrich Glauche, Rödl & Partner  GbR (ulrich.glauche@roedl.de)

Datum: 23.02.2012 Version: 1.0 Format: DIN A1

Quellen
 > BGI 508-1: Gewerbliche Berufsgenossenschaften
 > GEFMA-Richtlinien 190, 192, 310, 710: Ulrich Glauche (Hauptautor) für GEFMA e.V.
 > GEFMA-Richtlinie 330-1: Joachim Lenoir u.a. für GEFMA e.V.
 > GEFMA 510, 520: Verbandsübergreifender Arbeitskreis GEFMA e.V. und RealFM e.V.
 > GEFMA-Verzeichnisse 900, 910, 912, 914, 918 und 922: Ulrich Glauche (mittels REG-IS) für GEF-

MA e.V.
 > Sonstige Angaben, Unterlagen und Grafi ken sowie REG-IS: Ulrich Glauche, Rödl & Partner

Stand:
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 2004-09

1.110 Bauprojekte in LzPh. 1 leiten 1
1

(ggf. weitere Verträge für Projektsteuerer, Projektentwickler, Gutachter und andere Projektbeteiligte)

Architektenverträge
für fremdvergebene Architektenleistungen; BGB § 311 (1)

Ersteller: Auftraggeber erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

1.300 Grundstücke erwerben 3
2

(gleiches Dokument auch bei 4.100 Objekte verkaufen und 5.100 Objekte ankaufen)

Grundstücks- /Kaufvertrag
BGB § 311b (1)

Ersteller: Notar erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

3

(gleiches Dokument auch bei 4.100 Objekte verkaufen und 5.100 Objekte ankaufen)

Grundbuch (-eintragung)
BGB § 873 (1)

Ersteller: Gemeinde erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

4

(gleiches Dokument auch bei 4.100 Objekte verkaufen und 5.100 Objekte ankaufen)

Auflassung
BGB § 925 (1)

Ersteller: Notar erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

1.400 Planungsgrundlagen ermitteln 2
5 Flächennutzungsplan

für die Städteplanung; BauGB § 5 (1); HOAI § 37 LPh.5 Grundlstg.
Ersteller: Gemeinde erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

6 Verbindlicher Bauleitplan (Bebauungsplan)
für die Städteplanung; BauGB § 8 (1); HOAI § 40 LPh.5 Grundlstg.

Ersteller: Gemeinde erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

1.430.747 Begutachtungen vornehmen für Umweltverträglichkeit 1
7 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für bestimmte öffentliche und private Vorhaben; UVPG § 2 (1)
Ersteller: Umweltgutachter erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

1.440 Genehmigungsfähigkeit klären 2
8 Bauvorlagen beim Vorbescheid

MBauVorlVO § 8 (1)
Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

9 Vorbescheid
MBO § 75

Ersteller: Gemeinde erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

2.230.537 Genehmigungsplanungen durchführen für Entwässerung 1
10 Entwässerungsplan

MBauVorlVO § 6 (1); HOAI § 15 LPh.4 Grundlstg.
Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

2.230.731 Genehmigungsplanungen durchführen für Gebäude 17
11

(gehört zu den Bauvorlagen nach § 1 BauPrüfVO NRW)

Auszüge aus dem Katasterkartenwerk
BauPrüfVO NRW § 2

Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

12

(gehört zu den Bauvorlagen nach § 1 BauPrüfVO NRW)

Betriebsbeschreibung
für gewerbliche oder landwirtschaftliche Betriebe; BauPrüfVO NRW § 5

Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

13

(gehört zu den Bauvorlagen nach § 1 BauPrüfVO NRW)

Berechnungen und Angaben zur Kostenermittlung
BauPrüfVO NRW § 6

Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

14 Übereinstimmungserklärung
für Bauvorlagen; BauPrüfVO NRW § 7; HOAI § 15 LPh.4 Grundlstg.

Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

15

(siehe auch MBO § 51 Sonderbauten; Ersteller noch zu prüfen, evtl. Brandschutzgutachter)

Brandschutzkonzept
für Sonderbauten; BauPrüfVO NRW § 9; HOAI § 15 LPh.4 Grundlstg.

Ersteller: Objektplaner erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

16 Genehmigungsantrag
für genehmigungsbedürftige Anlagen nach BImSchG; BImSchG § 10 (1)

Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

17

(Sammelbegriff)

Bauvorlagen
MBauVorlVO § 1 (1); HOAI § 15 LPh.4 Grundlstg.

Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

18

(gehört zu den Bauvorlagen nach § 1 MBauVorlVO)

Lageplan
MBauVorlVO § 2 (1)

Ersteller: Entwurfsverfasser erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein
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   Entwurf 2012-03 

Zivilrechtliche Haftung und Versicherung im FM 
Grundlagen

GEFMA
330-1

Einsprüche möglich bis: 2012-07-31 

Das Outsourcing von Dienstleistungen spielt innerhalb des Facility Managements eine wichtige Rolle; - es gibt nahezu 
kein Unternehmen und keine sonstige Organisation in Deutschland, in der FM-typische Leistungen nicht an einen exter-
nen Partner ausgegliedert werden, weil dieser entweder kompetenter ist oder dieser die ehemals interne Leistung günsti-
ger erbringen kann. 
Aus juristischer Sicht sind Verträge in diesem Bereich besonders komplex, weil in der Regel nicht auf einen der im BGB 
normierten Grundvertragstypen zurückgegriffen werden kann. Viele Verträge in diesem Bereich enthalten bspw. sowohl 
dienst- als auch werkvertragliche Elemente.  Im Ergebnis entstehen Vertragswerke, die neben den typischen Pflichten 
des Auftragnehmers und des Auftraggebers innerhalb der vereinbarten Gewerke auch in der Praxis komplizierte Fragen 
wie z. B. die Übernahme der Betreiberverantwortung durch den Auftragnehmer regeln.  
In dem Moment, wenn die Ausführung komplexer Dienstleistungen an einen Dritten übertragen wird, spielen folglich das 
Thema der Risikoübertragung und die damit verbundenen beispielhaft aufgeführten Fragen eine wichtige Rolle: 
 Wie hoch ist das durch den Auftragnehmer zu tragende Risiko eigentlich? 
 Kann der Vertragspartner das Risiko tatsächlich zum jetzigen Zeitpunkt und in Zukunft tragen? 
 Wie hoch ist der mögliche Schadensumfang, der im schlimmsten Falle eintreten kann? 
 Welche Schadensarten können eintreten? 
 Worauf hat der Auftraggeber im Hinblick auf seine eigene Versicherung zu achten? 
 Wie sollte die Versicherung des Auftragnehmers aussehen, um im Schadensfall den sprichwörtlichen Regenschirm 

wirksam aufspannen zu können. 
In der täglichen Praxis spielt die Haftungsfrage dagegen eine eher untergeordnete Rolle: 
 Beim Auftragnehmer überwiegt die Freude über die erfolgreiche Akquisition bzw. den Gewinn der Ausschreibung. 
 Der Auftraggeber ist froh, für die schwierigen Dienstleistungen einen kompetenten Auftragnehmer gefunden zu haben. 
 Die Regelungen der Haftung im Vertragswerk werden häufig früheren - vermeintlich erprobten und auf den jetzigen 

Sachverhalt passenden -  Vertragswerken entnommen. Oftmals werden mögliche Schadenshöhen und Schadensar-
ten in Gesprächen zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftraggeber nicht gesondert problematisiert.

Erst wenn ein Schadensfall eingetreten ist, beginnt die Diskussion der Parteien - und endet bei der Erkenntnis, dass bei-
de Vertragsparteien über das Thema der Haftung im Hinblick auf den konkreten Schadensfall ein sehr unterschiedliches 
Verständnis haben. 

Inhalt
 Seite Seite 
1  Anwendungsbereich und Zielsetzung .... 1 
2  Grundsätzliches zu den Themen 

Haftung, Schadensersatz und 
Versicherung ............................................. 2 

2.1  Haftung ............................................................... 2 
2.2  Schadensersatz .................................................. 2 
2.3  Versicherung ....................................................... 2 
3  Klärung der rechtlichen 

Begrifflichkeiten ........................................ 2 
3.1  Begriffsdefinitionen / Haftungsarten .................... 2 
3.2  Schadensarten .................................................... 5 
4  Wesentliche nationale 

Haftungsbestimmungen und deren 
Inhalt ........................................................... 6 

4.1  Wesentliche Haftungsbestimmungen des 
Werkvertragsrechts — die Haftung des 
Unternehmers ..................................................... 6 

4.2  Wesentliche Haftungsbestimmungen des 
Dienstvertragsrechts ........................................... 6 

4.3  Haftungsbestimmungen im Bereich der 
vorvertraglichen / vertragsähnlichen Haftung ...... 7 

4.4  Bestimmungen der Gesetzlichen 
Haftung/Ansprüche aus unerlaubter Handlung ... 7 

5  Haftpflicht-Versicherungsschutz ............. 9 
5.1  Einleitung / Präambel .......................................... 9 
5.2  Die Betriebshaftpflichtversicherung  ................... 9 
5.3  Wesentliche Einschränkungen des 

Versicherungsschutzes / Deckungsausschlüsse11 
Zitierte Normen, Vorschriften und andere 

Unterlagen ................................................ 16 
Erläuterungen ..................................................... 16 
Kontaktadresse .................................................. 16 
Anhang A:  xxx ............................................... A.1 
Anhang B:  Haftungsrelevante 

Gesetzestexte ......................................... B.1 

1 Anwendungsbereich und Zielset-
zung

Die vorliegende Richtlinie möchte eine Navigation durch 
das Thema „Zivilrechtliche Haftung und Versicherung“ 
anbieten und wichtige Fragestellungen aufwerfen, um zu 
einer Haftungsregelung zu kommen, über deren Inhalt 

beide Vertragsparteinen beim Zustandekommen des 
Vertrages ein gemeinsames Verständnis haben müssen. 
Die in der Richtlinie aufgeworfenen Fragen sind nicht 
absolut zu verstehen, sondern können mit der Zeit durch 
weitere Fragestellungen ergänzt werden; insofern kann 
es sich nicht um einen abschließenden Ansatz handeln. 

2012-03Stand:

Bußgeldkatalog Facility Management GEFMA
918

Im Handlungsrahmen des Facility Managements ergeben sich umfangreiche Pflichten aus einschlägigen Gesetzen und Verord-
nungen von Bund und Ländern sowie Unfallverhütungsvorschriften der Unfallversicherungsträger. Viele dieser Pflichten sind 
bußgeld- und/oder strafbewehrt.
Damit Facility Manager dieses beurteilen und bei ihren Entscheidungen und Handlungsempfehlungen an ihre Auftraggeber be-
rücksichtigen können, wird nachfolgend ein Bußgeldkatalog für das FM in Deutschland aufgelistet.
Der Zweck dieses Bußgeldkatalogs besteht ausdrücklich nicht darin, Facility Manager damit in Schreckstarre zu versetzen, son-
dern ihnen die Fallstricke aufzuzeigen, die es als Profi zu vermeiden gilt.

Bundes-Gesetze
Arbeitnehmer-Entsendegesetz
Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland 
beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

1 AEntG

§ 8 Pflichten des Arbeitgebers zur Gewährung von Arbeitsbedingungen

Bußgeld: § 23 Abs. 1 Nr. 1 ≤ 500.000 EUR
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3, jeweils in Verbindung mit einem Tarifvertrag nach den §§ 4 bis 6, der 
nach § 5 des Tarifvertragsgesetzes für allgemeinverbindlich erklärt oder durch Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 1 
erstreckt worden ist, eine dort genannte Arbeitsbedingung nicht gewährt oder einen Beitrag nicht leistet

vom 20.04.2009, BGBl. I S. 799, zul. geänd. durch Art. 25 G v. 20.12.2011, BGBl. I S. 2854 (Nr. 69)

Pflicht:

Arbeitnehmer-Entsendegesetz
Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland 
beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

2 AEntG

§ 17 Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung und anderer Behörden

Bußgeld: § 23 Abs. 1 Nr. 2 ≤ 30.000 EUR
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
2. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine 
Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung nicht mitwirkt

vom 20.04.2009, BGBl. I S. 799, zul. geänd. durch Art. 25 G v. 20.12.2011, BGBl. I S. 2854 (Nr. 69)

Pflicht:

Arbeitnehmer-Entsendegesetz
Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland 
beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

3 AEntG

§ 17 Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung und anderer Behörden

Bußgeld: § 23 Abs. 1 Nr. 3 ≤ 30.000 EUR
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
3. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das 
Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums nicht duldet

vom 20.04.2009, BGBl. I S. 799, zul. geänd. durch Art. 25 G v. 20.12.2011, BGBl. I S. 2854 (Nr. 69)

Pflicht:

Arbeitnehmer-Entsendegesetz
Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland 
beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

4 AEntG

§ 17 Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung und anderer Behörden

Bußgeld: § 23 Abs. 1 Nr. 4 ≤ 30.000 EUR
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
4. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt

vom 20.04.2009, BGBl. I S. 799, zul. geänd. durch Art. 25 G v. 20.12.2011, BGBl. I S. 2854 (Nr. 69)

Pflicht:
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Konformitätserklärung
für Facility-Serviceleistungen

Berichtszeitraum (Quartal): III / 2010 

Auftragnehmer / Dienstleister: FM-Service GmbH 

Leistungsbereich / Los / Gewerk: Betrieb & Instandhaltung 

Objekt / Liegenschaft: Muster-Shopping-Center in Musterstadt

Hiermit wird erklärt: Ja Nein Begründung:
siehe Seite 

1. Der Auftragnehmer (AN) hat die für seine Leistung maß-
geblichen (gültigen und zutreffenden) Gesetze, Verord-
nungen, Unfallverhütungsvorschriften, Normen und Richt-
linien im Berichtszeitraum verfolgt (Regelwerksverfolgung) 

   ……………. 

2. Die maßgeblichen Regelwerke wurden vom AN nach bes-
tem Wissen und Gewissen beachtet und eingehalten.    ……………. 

3. Der Auftraggeber (AG) wurde durch den AN über Ände-
rungen im Regelwerk, die ihn betreffen, informiert.    ……………. 

4. Notwendige regelwerksbedingte Änderungen bei Leistun-
gen des AN wurden dem AG angezeigt.    ……………. 

5. Turnusmäßig anstehende und beauftragte wiederkehren-
de Prüfungen wurden durchgeführt und dokumentiert.    ……………. 

6. Sicherheitsrelevante Mängel wurden behoben bzw. die 
unverzügliche Mängelbehebung wurde veranlasst.    ……………. 

7. Ungeplante Vorkommnisse, von denen der AN Kenntnis 
erlangt hat, z. B. meldepflichtige Unfälle, wurden aus-
nahmslos dokumentiert und berichtet. 

   ……………. 

8. Turnusmäßig anstehende, vertraglich geforderte und vom 
AN vorzulegende Nachweise, z. B. über die Zertifizierung 
nach EN ISO 9001, EN ISO 14001, GEFMA FM-
Excellence oder dgl. liegen bei. 

   ……………. 

Für den Auftragnehmer: 

……………………… …………………………………………… 
Datum Stempel und Unterschrift 
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BGI 508-1 

Bestätigung der Übertragung von Unternehmerpflichten 
(siehe § 9 Abs. 2 Nr. 2 OWiG, § 13 Abs. 2 ArbSchG, § 15 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII, § 13 BGV A1) 

Herrn/Frau  ________________________________________________________________________________________________________________________________

werden für den Betrieb/die Abteilung*)    

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________  

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________  

der Firma  ___________________________________________________________________________________________________________________________________  

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________  

(Name und Anschrift der Firma) 

die dem Unternehmer hinsichtlich des Arbeitsschutzes und der Verhütung von Arbeitsunfäl-
len, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren obliegenden Pflichten  
übertragen, in eigener Verantwortung 

– Einrichtungen zu schaffen und zu erhalten*) 

– Anweisungen zu geben und sonstige Maßnahmen zu treffen*) 

– eine wirksame Erste Hilfe sicherzustellen*) 
– arbeitsmedizinische Untersuchungen oder sonstige arbeitsmedizinische Maßnahmen zu 

veranlassen*) 

soweit ein Betrag von _________________________________________________________________ Euro nicht überschritten wird. 

Dazu gehören insbesondere: 

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________  

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________  

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________  

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________  

________________________________________________________________________, ________________________________________________________________________

 Ort  Datum 

________________________________________________________________________ ________________________________________________________________________  

 Unterschrift des Unternehmers  Unterschrift der beauftragten Person 

*) Nichtzutreffendes streichen 
Quelle: www.arbeitssicherheit.de - Kooperation des HVBG mit dem Carl Heymanns Verlag © 2005

Unberechtigte Vervielfältigung verboten.
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1. Mechanische Gefährdung X X - X - - - - X

2. Elektrische Gefährdung X X X X - - - - X

3. Gefahrstoffe - - - - - X - - -

4. Biologische Gefährdung - - - - - - - X -

5. Brand und Explosion X X - - X X - - X

6. Druck X - - X X - - - X

… … … … … … … … … …

13. Psychomentale Gefährd. X X - - - - - - -

14. Organisatorische Gefährd. X X X X X X X X X

Anwendungsbereiche von Gefährdungsbeurteilungen

a) Arbeitsplätze,
Tätigkeiten
§ 5 ArbSchG

Beurteilung der
Arbeitsbedingungen
§ 3 Abs. 1 BGV A1

Beurteilung der
Arbeitsbedingungen

d) Arbeitsmittel
§ 3 Abs. 1 BetrSichV (+TRBS 1111)

Gefährdungsbeurteilung

c) Bildschirme
§ 3 BildscharbV

Beurteilung der Arbeitsbedingungen

e) Explosionsgefahren
§ 3 Abs. 2 BetrSichV

Gefährdungsbeurteilung

i) Überwachungsbedürftige Anlagen
§ 15 Abs. 1 BetrSichV

Wiederkehrende Prüfungen

f) Gefahrstoffe
§ 6 GefStoffV (+TRGS 400)
[…] Gefährdungsbeurteilung

g) Lärm
§ 3 LärmVibrationsArbSchV

Gefährdungsbeurteilung

h) Biologische Arbeitsstoffe
§§ 6-8 BioStoffV

Gefährdungsbeurteilung […]

b) Arbeitsstätten
§ 3 ArbstättV

Gefährdungsbeurteilung
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EG-Richtlinien 29

Richtlinie [...] über Bauprodukte

1 EU Europäische Union
Bauproduktenrichtlinie - 89/106/EWG (z)

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 21.12.1988, ABl. L 40 S. 12; aufgehoben am 04.04.2011, ABl. L 88/32 S. 1
2011
aufgeh.

Richtlinie [...] über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
bei der Arbeit

2 EU Europäische Union
Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz - 89/391/EG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 12.06.1989, ABl. L 183 S. 1, zul. geänd. am 22.10.2008, ABl. L 311 S. 1, 4

Richtlinie [...] über die Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutzes in Arbeitsstätten (Erste Einzelrichtlinie im Sinne des 
Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)

3 EU Europäische Union
Arbeitsstättenrichtlinie - 89/654/EG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 30.11.1989, ABl. L 393 S.1, zul. geänd. am 20.06.2007, ABl. L 165 S. 21

Richtlinie [...] über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung persönlicher Schutzausrüstung durch
Arbeitnehmer bei der Arbeit (Dritte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)

4 EU Europäische Union
PSA-Benutzungsrichtlinie - 89/656/EWG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 30.11.1989, ABl. L 393 S.18, zul. geänd. am 20.06.2007, ABl. L 165 S. 21

Richtlinie [...] für persönliche Schutzausrüstungen

5 EU Europäische Union
PSA-Angleichungsrichtlinie - 89/686/EWG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 21.12.1989, ABl. L 399 vom 30.12.1989 S. 18, zul. geänd. am 29.09.2003, ABl. L 284 S. 1, 3

Richtlinie [...] über die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der manuellen Handhabung von 
Lasten [...] (Vierte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)

6 EU Europäische Union
Lastenhandhabungsrichtlinie - 90/269/EWG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 29.05.1990, ABl. L 156 S.9, zul. geänd. am 20.06.2007, ABl. L 165 S. 21

Richtlinie [...] über die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an Bildschitmgeräten 
(Fünfte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)

7 EU Europäische Union
Bildschirmarbeitsrichtlinie - 90/270/EWG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 29.05.1990, ABl. L 156 S.14, zul. geänd. am 20.06.2007, ABl. L 165 S. 21

Richtlinie [...] für Geräte und Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen

8 EU Europäische Union
Explosionsschutzrichtlinie - 94/9/EG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 23.03.1994, ABl. L 100 vom 19.04.1994 S. 1, zul. geänd. am 29.09.2003, ABl. L 284 S. 5

Richtlinie [...] über Aufzüge

9 EU Europäische Union
Aufzugsrichtlinie - 95/16/EG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 29.06.1995, ABl. L 213 S. 1, zul. geänd. am 17.05.2006, ABl. L 157 S. 24

Richtlinie [...] über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen

10 EU Europäische Union
Entsenderichtlinie - 96/71/EG

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htmvom 16.12.1996, ABl. L 18 vom 21.01.1997 S. 1-6
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Umgang mit Vorschriften und 
Technikklauseln im Facility Management 

GEFMA
310

Einsprüche bis: 2012-07-31 

Deutschland ist vermutlich der höchstregulierte Staat dieser Erde. Kennzeichen dafür sind ein dichtes Netz an Gesetz-
gebung von EU, Bund und Ländern, ein System von Unfallverhütungsvorschriften der gesetzlichen Unfallversicherung 
sowie ein stringentes föderales Bauplanungs- und Bauordnungsrecht; Baugenehmigungen werden hierzulande unter 
strengeren Auflagen erteilt, als in vielen anderen Ländern. Und als wenn das gesetzliche, staatliche und berufsgenos-
senschaftliche Regelwerk noch nicht ausreichen würde, haben wir uns freiwillig mit DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, 
VDI-Richtlinien und dgl. zusätzliche Technische Regeln geschaffen, die als Technikklauseln (Stand der Technik, aner-
kannte Regeln der Technik) einen hohe Stellenwert genießen. 
Gleichzeitig gelten deutsche Staatsbürger schon kulturhistorisch als besonders gesetzestreu. Recht und Ordnung haben 
einen hohen Stellenwert. Rechtsverstöße werden wirksam verfolgt und geahndet. Dementsprechend werden in Deutsch-
land Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien vergleichsweise streng beachtet und befolgt. 
Diese Richtlinie gibt Hinweise zum Umgang mit Vorschriften und Technikklauseln im Facility Management. 
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1 Anwendungsbereich 
Als Querschnittsdisziplin werden durch die Aktivitäten 
eines Facility Managements zahlreiche Rechtsgebiete 
berührt, z. B. Baurecht, Mietrecht, Vertragsrecht, Ar-
beitsschutzrecht, Gefahrstoffrecht, Umweltrecht u.a. 
Innerhalb des FM gelten dadurch zahlreiche Gesetze, 
Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften, Normen 
und Richtlinien (im Folgenden als Regelwerke bezeich-
net).
Im Bemühen um die Wahrung der Rechtsgüter (Leben, 
Körper, Gesundheit, Eigentum, Umwelt) und in Wahr-
nehmung der Betreiberverantwortung müssen Facility 
Manager deshalb die Grundzüge unserer Rechtsord-
nung mit Gesetz- und Normgebung kennen, ihre 
Rechtsverbindlichkeit einschätzen können und systema-
tische Vorgehensweisen zur Pflichterfüllung anwenden. 

2 Regelsetzung in Deutschland 
2.1 Systematik 
Gemäß unserer Rechtsordnung besteht ein mehrgliedri-
ges System der Regelsetzung, bestehend im Wesentli-
chen aus vier Hauptebenen mit entsprechender Rang-
folge:

 supranationalem Regelwerk (Europarecht), 
 nationalem/staatlichem Regelwerk (Bundes- und Lan-

desrecht),
 berufsgenossenschaftlichem Regelwerk und 
 technischem Regelwerk. 

Abbildung 1 (nächste Seite) zeigt die wichtigsten Regel-
setzer in den Haupt- und einigen Unterebenen der Re-
gelsetzung.

2.1.1 Europäische Union 
Gemäß dem politischen Willen und Vereinbarung der 
derzeit 27 Mitgliedsstaaten übernimmt die EU einen ste-
tig zunehmenden Anteil der Gesetzgebung. Die wichtigs-
ten Ausprägungen dessen sind: 
 EU-Verordnungen

Diese gelten mit In-Kraft-Treten als unmittelbar gelten-
des Recht in allen Mitgliedsstaaten. 

 EU-Richtlinien
Diese wenden sich an die Mitgliedsstaaten mit dem 
Auftrag der Umsetzung in jeweiliges nationales Recht. 
Sie sind damit nicht unmittelbar anzuwenden. 
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AGFW-Regelwerk 1
Anforderungen an die Qualifikation und die Organisation des technischen Bereiches von 
Fernwärmeversorgungsunternehmen

1

www.agfw.deAusgabe von 2010-11

AGFW FW 1000
50,00 €

AGI-Arbeitsblätter 19
Doppelbodensysteme
Anforderungen, Ausführungsgrundsätze

2

www.beuth.deAusgabe von 1996-04

AGI A20
29,90 €

Industriebodenbeläge3

www.beuth.deAusgabe von 1995-09

AGI A90
29,90 €

Industriedächer: Leitlinien für Planung und Ausführung von Dächern mit Abdichtungen auf Tragschalen 
aus Stahltrapezprofiltafeln - Porenbeton - Stahlbeton

4

www.beuth.deAusgabe von 2011-11
2011
neu

AGI B10
19,90 €

Leitlinien für Planung und Ausführung von Industriedachbegrünungen5

www.beuth.deAusgabe von 2008-05

AGI B11
22,61 €

Leitlinien für Planung und Ausführung: Mehrschalige nicht belüftete Metallprofil-Systemkonstruktionen6

www.beuth.deAusgabe von 2010-07

AGI B12
22,61 €

Baulicher Brandschutz im Industriebau
Brandschutzkonzepte für Industriebauten

7

www.beuth.deAusgabe von 2008-04

AGI C1
19,90 €

Sonnen- und Blendschutzsysteme8

www.beuth.deAusgabe von 2004-09

AGI F20
19,90 €

Der GMP-Vertrag
Zugehörige Zusammenarbeits- und Organisationsmodelle - Auswahlverfahren und Preisfindung

9

www.beuth.deAusgabe von 2003-06

AGI GMP
29,90 €

Objektschutz bei Immobilien und Anlagen10

www.beuth.deAusgabe von 2009-12

AGI T1
29,90 €

Integrierte Bauplanung und Umweltschutz
Rückbau von Ind.- und Gewerbegebäuden, Handlungsempfehlungen, Beispiele

11

www.beuth.deEntwurf von 1998-01

AGI U30 TIB (E)
19,90 €

Integrierte Bauplanung und Umweltschutz
Umnutzung, Modernisierung von Büro/Betriebsgebäuden, Handlungsempfehlungen, Beispiele

12

www.beuth.deEntwurf von 1998-01

AGI U31 TIB (E)
19,90 €

Kennzahlen für Technikkosten und Investitionen während der Nutzungsphase von Büro- und 
Laborgebäuden

13

www.beuth.deAusgabe von 2008-12

AGI W5
9,90 €

Bauen und Revitalisieren14

www.beuth.deAusgabe von 2007-04

AGI W7
29,90 €

Kanalisationssysteme in der Industrie - DV-Kanaldokumentation für Betrieb und 
Instandhaltung

15

www.beuth.deAusgabe von 1994-05
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 Bauplanungs- und Bauordnungsrecht; Baugenehmigungen werden hierzulande unter 
strengeren Auflagen erteilt, als in vielen anderen Ländern. Und als wenn das gesetzliche, staatliche und berufsgenos-

ausreichen würde, haben wir uns freiwillig mit DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, 
VDI-Richtlinien und dgl. zusätzliche Technische Regeln geschaffen, die als Technikklauseln (Stand der Technik, aner-

einen hohe Stellenwert genießen. 
Staatsbürger schon kulturhistorisch als besonders gesetzestreu. Recht und Ordnung haben 

einen hohen Stellenwert. Rechtsverstöße werden wirksam verfolgt und geahndet. Dementsprechend werden in Deutsch-
land Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien vergleichsweise streng beachtet und befolgt. 
Diese Richtlinie gibt Hinweise zum Umgang mit Vorschriften und Technikklauseln im Facility Management. 
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6.300 Objekte, Anlagen und Einrichtungen betreiben
          6.310 Anlagen u. Einrichtungen bedienen, überwachen, kontr.
          6.320 Anlagen u. Einrichtungen wiederkehrend prüfen
          6.330 Anlagen u. Einrichtungen inspizieren und warten
          6.340 Anlagen u. Einrichtungen instandsetzen und erneuern

6.400 Objekte ver- und entsorgen
          6.410 Objekte versorgen
                    6.411 Objekte mit Wasser versorgen
                    6.416 Brennstoffe lagern
          6.430 Abfall entsorgen
          6.440 Abwasser entsorgen / Grundstücke entwässern
                    6.441 Abwasser in Gewässer einleiten (Direkteinleitung)
                    6.442 Abwasser in öffentl. Abwasseranlagen einleiten
                              (Indirekteinleitung)

 Einträge zu folgenden Lebenszyklusphasen und FM-Services in Anlehnung an GEFMA 100/GEFMA 200:

6.500 Objekte reinigen und pflegen
          6.510 Unterhaltsreinigung durchführen
          6.570 Außenanlagen reinigen und pflegen
                    (Sommer- und Winterdienste)
          6.580 Pflanzen pflegen (außen und innen)              

Im Handlungsrahmen des Facility Managements ergeben sich umfangreiche Pflichten aus einschlägigen Gesetzen, Verordnun-
gen, Technischen Regeln und Unfallverhütungsvorschriften. Solche Pflichten sind auch Gegenstand der Serviceverträge im FM, 
mit denen z. B. Betreiberpflichten an entsprechende FM-Dienstleister delegiert werden.
Für den Umgang mit den zugrunde liegenden Vorschriften und Technischen Regeln im FM sowie für die Handhabung und Dele-
gation der resultierenden Pflichten gibt GEFMA 310 entsprechende Handlungsempfehlungen. Zur leichteren Handhabung wer-
den die auftretenden Pflichten dabei nach Lebenszyklusphasen und FM-Serviceprozessen nach GEFMA 100 und GEFMA 200 
gegliedert.
Es lassen sich dabei die phasen-und objektübergreifenden "Unternehmerpflichten" und die auf die Betriebsphase einzelner 
Objekte bezogenen "Betreiberpflichten" unterscheiden. Dabei differieren die Betreiberpflichten naturgemäß je nach Nutzungsart 
und Ausstattung des Objekte sowie je nach Bundesland. Dieses Verzeichnis listet beispielhafte Betreiberpflichten für eine 
Schule in Hessen.
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Einsprüche möglich bis: 2012-07-31 

Facility Management (FM) ist wie jedes unternehmerische Handeln mit Chancen und Risiken verbunden. Aufgrund der 
Komplexität vieler Arbeitsprozesse im FM, der oftmals differenzierten Arbeitsteilung zwischen Nutzern, Auftraggebern, 
Auftragnehmern und ggf. mehreren Nachunternehmern mit entsprechenden Schnittstellen und nicht zuletzt aufgrund des 
hohen Maßes an (Betreiber-) Verantwortung im FM ist es unumgänglich, dass FM-Organisationen die Gesamtheit ihrer 
versicherbaren und nicht versicherbaren Risiken kennen und entsprechend handhaben. Risikomanagement wird da-
durch zu einer elementaren und unverzichtbaren Führungsaufgabe innerhalb jeder FM-Organisation. 
Bereits in der Richtlinie GEFMA 190 ‚Betreiberverantwortung im FM’ wird beschrieben, welche Pflichten sich für FM-
Unternehmen und die darin handelnden Personen aus der Übernahme einer Betreiberverantwortung für Grundstücke, 
Gebäude oder andere bauliche und technische Anlagen und Einrichtungen ergeben. Aber auch für FM-Organisationen 
mit anderen Leistungsschwerpunkten bestehen permanent Gefahren der bewusst oder unbewusst schuldhaften Verlet-
zung öffentlich-rechtlicher oder vertragsrechtlicher Pflichten mit entsprechenden Konsequenzen. 
Nach der klassischen Vorgehensweise des Risikomanagements ist es für die FM-Leitung daher notwendig, bestehende 
Risiken zu identifizieren, soweit möglich zu vermeiden, zu mindern, zu übertragen und die letztlich verbleibenden Restri-
siken zu beherrschen, um damit einen unverzichtbaren Beitrag zur Existenzsicherung der eigenen Organisation und zum 
Erfolg ihrer Kunden zu leisten. 
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1 Anwendungsbereich 
Diese Richtlinie behandelt Risiken im Facility Manage-
ment sowie Methoden und Beispiele für ihre sichere 
Handhabung und Beherrschung. 
Die angesprochenen Risiken umfassen dabei gleicher-
maßen versicherbare wie nicht versicherbare Risiken, 
Risiken aus baulichen und technischen Gegebenheiten, 
aus der Leitung und Durchführung von FM-Prozessen 
sowie aus jeder Art von personeller, wirtschaftlicher oder 
sonstiger Verantwortung, wie sie im Facility Manage-
ment typischerweise vorkommt. 
Schwerpunkt für die hier behandelten Risiken ist die Le-
benszyklusphase ‚Betrieb & Nutzung’ im Sinne von 
GEFMA 100-1. Risiken in anderen Lebenszyklusphasen, 
beispielsweise bei der Konzeption, Planung, Errichtung, 
Vermarktung oder Beschaffung werden nicht explizit be-
handelt, können aber analog der aufgezeigten Systema-
tik gehandhabt werden. 

2 Ziele des Risikomanagements 
Der Aufbau und die permanente Anwendung eines Risi-
komanagements im FM dient zunächst der sicheren Er-
reichung der Ziele von Facility Management im Allge-
meinen: einer Befriedigung der Grundbedürfnisse von 
Menschen am Arbeitsplatz, Unterstützung der Unter-
nehmens-Kernprozesse und Erhöhung der Kapitalrenta-
bilität1. Diese grundsätzliche Zielsetzung gilt unabhängig 
von der Organisationsform des FM, d.h. ob Eigenleis-
tung oder Fremdleistung, Contracting, Private Public 
Partnership etc. 
Die übergeordneten Ziele werden überlagert durch un-
ternehmensspezifische Zielstellungen eines Risikoma-
nagements des Auftraggebers und demjenigen des Auf-
ragnehmers im FM, die naturgemäß auf den eigenen un-
ternehmerischen Erfolg ausgerichtet sind. Wegen der 
oftmals engen Verflechtungen von Strukturen und Pro-

                                                          
1 siehe GEFMA 100-1 

versicherbaren und nicht versicherbaren Risiken kennen und entsprechend handhaben. Risikomanagement wird da-
durch zu einer elementaren und unverzichtbaren Führungsaufgabe innerhalb jeder FM-Organisation. 
Bereits in der Richtlinie GEFMA 190 ‚Betreiberverantwortung im FM’ wird beschrieben, welche Pflichten sich für FM-
Unternehmen und die darin handelnden Personen aus der Übernahme einer Betreiberverantwortung für Grundstücke, 
Gebäude oder andere bauliche und technische Anlagen und Einrichtungen ergeben. Aber auch für FM-Organisationen 
mit anderen Leistungsschwerpunkten bestehen permanent Gefahren der bewusst oder unbewusst schuldhaften Verlet-
zung öffentlich-rechtlicher oder vertragsrechtlicher Pflichten mit entsprechenden Konsequenzen. 
Nach der klassischen Vorgehensweise des Risikomanagements ist es für die FM-Leitung daher notwendig, bestehende 
Risiken zu identifizieren, soweit möglich zu vermeiden, zu mindern, zu übertragen und die letztlich verbleibenden Restri-
siken zu beherrschen, um damit einen unverzichtbaren Beitrag zur Existenzsicherung der eigenen Organisation und zum 
Erfolg ihrer Kunden zu leisten. 
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Klas-
se

Schadenshöhe
Index
(Si)ideelle

Bewertung
monetäre

Bewertung

A
zahlreiche (> 5) Menschenleben (ggf.
mit gleichzeitig hohem Sachschaden

und/oder Strafe/Bußgeld)

nicht
quantifizierbar 100

B einzelne (< 5) Menschenleben nicht
quantifizierbar 90

C Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahre nicht
quantifizierbar 70

D Freiheitsstrafe bis zu 1 Jahr nicht
quantifizierbar 60

E
Erheblicher Sach-

/Vermögensschaden (ggf. mit
Betriebsunterbrechung)

individuell
festzulegen 55

F Erheblicher bleibender
Gesundheitsschaden

bedingt
quantifizierbar 50

G Erheblicher Umweltschaden > 1.000.000 EUR 40

H Imageschaden in der Öffentlichkeit individuell
festzulegen 30

I Geringer Umweltschaden £ 1.000.000 EUR 25

J Sach-/Vermögensschaden,
Ordnungswidrigkeit £ 1.000.000 EUR 20

K Sach-/Vermögensschaden,
Ordnungswidrigkeit £ 500.000 EUR 15

L
Sach-/Vermögensschaden,

Ordnungswidrigkeit,
Schadensersatzleistung (versichert)

£ 100.000 EUR 10

M Vorübergehender
Gesundheitsschaden £ 50.000 EUR 5

Klas-
se

Eintrittswahr-
scheinlichkeit
(Technik)

Beschreibung

1 gering
(0,01 - 0,10)

· guter bis sehr guter Zustand
· laufend überwacht (mittels

Gebäudeautomation)
· erkannte Mängel unverzüglich

beseitigt
· etwaige Umbauten/wesentliche

Änderungen nur mit anschließender
Prüfung

2 mittel
(0,15 – 0,25)

· befriedigender Zustand
· sporadisch überwacht (manuell)
· erkannte Mängel weitestgehend

beseitigt
· etwaige Umbauten/wesentliche

Änderungen tlw. mit anschließender
Prüfung

3 erhöht
(0,30 – 0,50)

· mangelhafter Zustand (je nach Art
des Mangels) oder unbekannter
Zustand

· nicht überwacht
· erkannte Mängel weitestgehend nicht

beseitigt
· etwaige Umbauten/wesentliche

Änderungen ohne anschließende
Prüfung

4 hoch
(0,55 – 1,0)

· bekanntermaßen mehr oder weniger
funktionsuntüchtig

Klas-
se

Eintrittswahr-
scheinlichkeit
(Mensch / Org.)

Beschreibung

1 sehr gering
(0,05 – 0,15)

· Eine hoch entwickelte FM-
Organisation besteht;
Zuständigkeiten sind klar
geregelt und

· Bedienung und Instandhaltung
sind an erwiesenermaßen
qualifizierte Mitarbeiter bzw.
Fremddienstleister delegiert und

· gesetzliche Prüfungen nach
Änderungen/Umbauten sowie
wiederkehrende Prüfungen an
Anlagen werden durchgeführt
und

· eigene Mitarbeiter werden nach
Bedarf geschult bzw.
Fremddienstleister werden vor
Ort eingewiesen und

· Beschäftigte werden regelmäßig
bzgl. sicherheitsrelevantem
Verhalten unterwiesen und

· Aufsicht und Fehlerkorrektur
erfolgen.

1 gering
(0,20 – 0,25)

· o.g. Merkmale sind zu etwa
75% erfüllt

2 mittel
(0,30 – 0,35)

· o.g. Merkmale sind zu etwa
50% erfüllt

3 erhöht
(0,40 – 0,50)

· o.g. Merkmale sind
überwiegend nicht erfüllt

4 hoch
(0,55 – 1,0)

· grob fahrlässiges oder
vorsätzliches falsches Handeln

Alle Rechte vorbehalten © GEFMA e.V. Deutscher Verband für Facility Management 
Widerrechtliches Vervielfältigen schadet dem Verband und damit der Richtlinienarbeit 

   Ausgabe Januar 2004 

Betreiberverantwortung
im Facility Management

GEFMA
190

Die Anforderungen des Gesetzgebers an die sorgfältige Wahrnehmung von Verantwortung durch Unternehmen und die 
darin handelnden Personen haben sich in den letzten Jahren laufend verschärft. Als Ursache dieser Entwicklung lassen 
sich mehrere Faktoren aufführen. Die fortschreitende Harmonisierung der europäischen Gesetzgebung mit der entspre-
chenden Umsetzung in nationales Recht führt neben der Angleichung auch zu einer Aktualisierung von Vorschriften. Im 
Zuge der Deregulierung werden bisherige Aufgaben der Überwachungsorganisationen (z. B. TÜV) auf die Unternehmen 
selbst übertragen. Auch die Umweltgesetzgebung hat den Unternehmen zunehmende Verantwortung für den Schutz der 
Umwelt auferlegt. Und nicht zuletzt schwere Unfälle in Industrieanlagen, einem Flughafen, Autobahntunneln oder bei der 
Bahn haben Öffentlichkeit und Rechtsorgane für die Gefahren sensibilisiert, die vom Betrieb von Anlagen, Gebäuden o-
der Verkehrsmitteln ausgehen können und die Fragen nach der Betreiberverantwortung aufwerfen. 
Durch neue und geänderte Vorschriften von Bund, Ländern und Gemeinden werden Unternehmen (z. B. als Eigentümer 
und/oder Betreiber von Gebäuden und gebäudetechnischen Anlagen) damit auch zunehmenden Haftungsrisiken ausge-
setzt. Viele Führungskräfte sind sich dabei der möglichen Folgen noch gar nicht bewusst, die sich aus Fehlern oder Ver-
säumnissen ihrer Unternehmen ergeben können und für die sie unter Umständen später persönlich haftbar gemacht 
werden. Begriffe wie 'Betreiberverantwortung' und 'Organisationsverschulden' werden nunmehr zwar in vielen (auch öf-
fentlichen) Unternehmen diskutiert, die notwendigen Konsequenzen aber nur selten ergriffen. 
Diese Richtlinie will deshalb systematisch grundlegende Informationen und Zusammenhänge über die Betreiberverant-
wortung im Rahmen eines Facility Managements vermitteln und damit einen Beitrag zur Rechtssicherheit leisten. 
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1 Anwendungsbereich 
Der Gesetzgeber erlegt demjenigen besondere Pflichten 
auf, der 
• ein Grundstück mit einem Gebäude im Eigentum hat 
• Gebäude mit gebäudetechnischen Anlagen betreibt 
• als Arbeitgeber fungiert, d.h. Arbeitnehmer beschäftigt 
• Arbeitsplätze und/oder Arbeitsmittel (einschließlich ü-

berwachungsbedürftiger Anlagen) bereitstellt. 
Nachdem die genannten Fälle innerhalb des Facility Ma-
nagements auftreten, müssen die hier handelnden Un-
ternehmen und Personen entsprechend ihre gesetzliche 
Verantwortung wahrnehmen. 
Zu den betroffenen Unternehmen zählen beispielsweise 
• Private Unternehmen als Immobilieneigentümer, Ver-

mieter oder Betreiber von Gebäuden und Anlagen so-
wie als Auftraggeber oder Auftragnehmer von Betriebs-

führungsdienstleistungen
• Öffentliche Immobilieneigentümer wie Bund, Länder, 

kreisfreie Städte, Gemeinden, Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 

• Halböffentliche Unternehmen wie z. B. Messegesell-
schaften, Flughäfen, Deutsche Bahn und Post. 

Die gesetzliche Betreiberverantwortung und die sich 
daraus ergebenden Pflichten werden hier sowohl für die 
genannten Unternehmen selbst, als auch für die darin 
handelnden Personen betrachtet. Die Richtlinie wendet 
sich dabei insbesondere an die Leitungen und Füh-
rungskräfte, damit sie entsprechend ihrer Verantwortung 
die notwendigen Maßnahmen ergreifen können. 
Die Betreiberverantwortung wird hier auf den Betrieb al-
ler Arten von gewerblich genutzten und öffentlichen Ge-
bäuden bezogen, z. B. Verwaltungsgebäude, Produkti-
ons- und Lagergebäude, Energieanlagen und deren Ge-

chenden Umsetzung in nationales Recht führt neben der Angleichung auch zu einer Aktualisierung von Vorschriften. Im 
Zuge der Deregulierung werden bisherige Aufgaben der Überwachungsorganisationen (z. B. TÜV) auf die Unternehmen 
selbst übertragen. Auch die Umweltgesetzgebung hat den Unternehmen zunehmende Verantwortung für den Schutz der 
Umwelt auferlegt. Und nicht zuletzt schwere Unfälle in Industrieanlagen, einem Flughafen, Autobahntunneln oder bei der 
Bahn haben Öffentlichkeit und Rechtsorgane für die Gefahren sensibilisiert, die vom Betrieb von Anlagen, Gebäuden o-
der Verkehrsmitteln ausgehen können und die Fragen nach der Betreiberverantwortung aufwerfen. 
Durch neue und geänderte Vorschriften von Bund, Ländern und Gemeinden werden Unternehmen (z. B. als Eigentümer 
und/oder Betreiber von Gebäuden und gebäudetechnischen Anlagen) damit auch zunehmenden Haftungsrisiken ausge-
setzt. Viele Führungskräfte sind sich dabei der möglichen Folgen noch gar nicht bewusst, die sich aus Fehlern oder Ver-
säumnissen ihrer Unternehmen ergeben können und für die sie unter Umständen später persönlich haftbar gemacht 
werden. Begriffe wie 'Betreiberverantwortung' und 'Organisationsverschulden' werden nunmehr zwar in vielen (auch öf-
fentlichen) Unternehmen diskutiert, die notwendigen Konsequenzen aber nur selten ergriffen. 
Diese Richtlinie will deshalb systematisch grundlegende Informationen und Zusammenhänge über die Betreiberverant-
wortung im Rahmen eines Facility Managements vermitteln und damit einen Beitrag zur Rechtssicherheit leisten. 
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Einsprüche möglich bis: 2006-09-30 

Wie in der Richtlinie GEFMA 190 ‚Betreiberverantwortung im FM’ beschrieben, resultieren aus dem Eigentum an bauli-
chen und technischen Anlagen und Einrichtungen umfangreiche öffentlich-rechtliche und zivilrechtliche Verpflichtungen. 
Auf der Grundlage von Verträgen oder (konzern-) internen Aufgabenübertragungen fungieren FM-Organisationen dabei 
oftmals als fachkundige Erfüllungsgehilfen und nehmen dementsprechende Aufgaben für ihre Auftraggeber wahr. Um die 
daraus erwachsenden Haftungsrisiken für die Dienstleister und deren Auftraggeber weitestmöglich zu verringern, wird mit 
der Richtlinie GEFMA 710 ein Standard für die systematische Verbesserung der Rechtskonformität von FM-Organisatio-
nen formuliert. 
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1 Anwendungsbereich 
Für die Erbringung von Leistungen, wie sie typischerwei-
se im Rahmen des Facility Managements vorkommen, 
bestehen zahlreiche Rechtsvorschriften des Bundes, der 
Länder, der Städte und Gemeinden sowie Unfallverhü-
tungsvorschriften und technisches Regelwerk. Zum 
Schutz des eigenen Unternehmens vor Haftungsrisiken 
und im Interesse ihrer Auftraggeber müssen FM-Organi-
sationen den Umgang mit den gültigen Rechtsvorschrif-
ten und der darauf aufbauenden höchstrichterlichen 
Rechtsprechung beherrschen und die daraus resultie-
renden Konsequenzen ergreifen.
Diese Richtlinie gibt den Inhalt des staatlichen und be-
rufsgenossenschaftlichen Vorschriften- und Regelwerks 
im Einzelnen nicht wieder. 
Ziel ist es vielmehr, FM-Organisationen eine Hilfestel-
lung zu geben, Verfahren zur Einhaltung der gesetzli-
chen Anforderungen aufzubauen und die Rechtskonfor-
mität kontinuierlich zu überprüfen und soweit zu verbes-
sern, wie es aufgrund eigener Risikobetrachtungen oder 
der Anforderungen der Kunden erforderlich ist. 
Die Richtlinie richtet sich dabei an FM-Organisationen in 
jeglicher öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Ge-
sellschaftsform und jeder Größe, die deutschem Recht 
unterliegen.
Besonderes Augenmerk liegt darauf, dass die formulier-
ten Anforderungen nicht nur am Firmensitz oder in 
Zweigniederlassungen der FM-Organisation erfüllt wer-
den, sondern vor allem an jedem einzelnen Ort der 

Dienstleistungserbringung (Einsatzort) beim Kunden. 

Erklärte Ziele dieses Standards sind: 
• rechtskonforme Wahrnehmung der jeweils anzuwen-

denden Rechtsvorschriften durch Einsatz entspre-
chender Verfahren und Instrumente 

• Befähigung von FM-Organisationen zur Selbstüberprü-
fung ihrer entsprechenden Verfahren 

• transparente Leistungsbeziehungen mit eindeutigen 
Regelungen der Zuständigkeiten und Verantwortlich-
keiten zwischen den Vertragspartnern 

• Rechtssicherheit und Exkulpation, 
• höhere Zufriedenheit und mehr Vertrauen der Kunden 

im FM. 

Die Richtlinie kann für Folgendes Verwendung finden: 
• Selbstüberprüfung zwecks Erkennung etwaiger 

Schwächen und Defizite 
• Auditierung durch einen internen oder externen FM-

Auditor, der Abweichungen aufzeigt und Verbesse-
rungsvorschläge unterbreitet 

• Zertifizierung durch eine unabhängige Zertifizierungs-
stelle.

Der hier formulierte Standard bildet die erste Stufe des in 
GEFMA 700 beschriebenen branchenspezifischen 
GEFMA-Qualitätsmodells. Die Inhalte lassen sich mit 
zunehmendem Entwicklungsgrad der FM-Organisation 
verlustfrei in die nächst höhere Stufe GEFMA 720 
überführen.

Alle Rechte vorbehalten © GEFMA e.V. Deutscher Verband für Facility Management 
Widerrechtliches Vervielfältigen schadet dem Verband und damit der Richtlinienarbeit 
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1 Zweck und Geltungsbereich 
Entwässerungsanlagen müssen stets in einem ordnungsgemäßen Zustand gehalten werden, um ihre einwandfreie 
Funktion und ihre Dichtheit zu gewährleisten.  
Nachfolgend werden die Inspektions- und Wartungstätigkeiten aufgeführt, die gemäß den Normen von eingewie-
senen Betreibern oder Sachkundigen durchgeführt werden können. 
Tätigkeiten, die nach Norm von Fachkundigen oder Entsorgungsfachbetrieben durchzuführen sind, sind hier nicht 
aufgeführt. Diese sind mittels Wartungsverträgen durch Fachfirmen zu erbringen.  

2 Spezifische Begriffsbestimmungen 
- keine - 

3 Rechtsgrundlagen 
Stadt Backnang Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung - AbwS) (§ 15) 
Stadt Fellbach Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung der Stadt Fellbach (Abwassersatzung – 

AbwS) (§ 16) 
Stadt Schorndorf Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung - AbwS) (§ 15) 
Stadt Waiblingen Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) (§ 10) 
andere Orte nach analogen städt. Satzungen 
DIN 1986-3 Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke; Teil 3: Regeln für Betrieb und Wartung 

(Ausgabe 2004-11) 
DIN 1986-30 Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke; Teil 30: Instandhaltung (Ausgabe 2003-

02 und Neuentwurf 2010-10) 
DIN 1999-100 Abscheideranlagen für Leichtflüssigkeiten; Teil 100: Anforderungen für die Anwendung von 

Abscheideranlagen nach DIN EN 858-1 und DIN EN 858-2 (Ausgabe 2003-10) 
DIN 4040-100 Abscheideranlagen für Fette; Teil 100: Anforderungen an die Anwendung von 

Abscheideranlagen nach DIN EN 1825-1 und DIN EN 1825-2 (Ausgabe 2004-12)  

4 Durchzuführende Arbeiten 
Es sind folgende Arbeiten zu den angegebenen Fristen durchzuführen: 

Gegenstand Tätigkeit vor 
1.

IBN

nach 
Änd. 

ausser-
ordentl. 

wieder-
kehrend 

Frist / Intervall

Grundstücksentwässerungsanlagen 
zur Ableitung von gewerblichem 
Abwasser 

Dichtheitsprüfung mit Wasser 
oder Luft 

X umgehend, sofern 
bisher noch nicht 
erfolgt 

Grundstücksentwässerungsanlagen 
zur Ableitung von gewerblichem 
Abwasser (vor einer Abwasser-
behandlungsanlage) 

Dichtheitsprüfung mit Wasser 
oder Luft 

X
im Zuge 

von
Baumaß-
nahmen 

X 5 Jahre 

Grundstücksentwässerungsanlagen 
zur Ableitung von gewerblichem 
Abwasser (nach einer Abwasser-
behandlungsanlage) 

Kanalfernsehuntersuchung X 20 Jahre 

Abwasserleitungen, Lüftungsleitun-
gen und Verbindungsstellen 

Visuelles Prüfen aller sichtba-
ren Leitungen auf Zustand, 
Dichtheit, Befestigung und 
Außenkorrosion 

X 1 Jahr 

Absperreinrichtungen, Schieber Prüfen auf Zustand und äußer-
liche Korrosion 

X 1 Monat 

Absperreinrichtungen, Schieber Prüfen auf Funktion und Dicht-
heit 

X 6 Monate 

Reinigungsverschlüsse, Reini-
gungsöffnungen 

Visuelles Prüfen auf Dichtheit, 
Befestigung und Zugänglichkeit

X 1 Jahr 

Bußgeld: § 23 Abs. 1 Nr. 1
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3, jeweils in Verbindung mit einem Tarifvertrag nach den §§ 4 bis 6, der 
nach § 5 des Tarifvertragsgesetzes für allgemeinverbindlich erklärt oder durch Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 1 
erstreckt worden ist, eine dort genannte Arbeitsbedingung nicht gewährt oder einen Beitrag nicht leistet

Arbeitnehmer-Entsendegesetz
Gesetz über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzübersch
beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

2 AEntG

§ 17 Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung und anderer Behörden

vom 20.04.2009, BGBl. I S. 799, zul. geänd. durch Art. 25 G v. 20.12.2011, BGBl. I S. 2854 (Nr. 69)

Pflicht:

ca. 1.400 Einträge

vorh.: ja nein

Ersteller: Gemeinde erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

Ersteller: Notar erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein

1.400 Planungsgrundlagen ermitteln 2
Ersteller: Gemeinde erf.:

vorh.:

ja nein

ja nein
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(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnisses durch Rechtsgeschäft sowie zur Änderung des Inhalts eines 
Schuldverhältnisses ist ein Vertrag zwischen den Beteiligten erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein anderes vorschreibt.

BGB § 311 Rechtsgeschäftliche und rechtsgeschäftsähnliche Schuldverhältnisse
1290

Notwendig für: Sicherung von Ansprüchen; in Papierform archiviert
2
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Pflichten im Facility Management
in LzPh 0: Übergreifende Unternehmerpflichten

GEFMA
914-1

0.000 PHASEN-ÜBERGREIFENDE LEISTUNGEN
          0.100 Unternehmerpflichten wahrnehmen
                    0.110 Allg. Unternehmerpflichten wahrnehmen
                              0.111 Gewerbe ausüben
                              0.112 Steuern und Abgaben
                              0.113 Beschäftigungsverhältnisse
                              0.114 Allgemeine Gleichbehandlung
                              0.115 Schutz personenbezogener Daten
                              0.116 Wettbewerbsbeschränkendes Verhalten
                              0.119 Sonstige allg. Unternehmerpflichten
                    0.120 Sozialen Arbeitsschutz organisieren
                              0.121 Arbeitszeit
                              0.122 Mutterschutz
                              0.123 Jugendarbeitsschutz
                    0.170 Arbeitssicherheit organisieren
                              0.171 Arbeitssicherheit / Beauftragtenwesen
                              0.171a Arbeitssicherheit / verantwortliche Personen
                              0.173 Arbeitssicherheit / Gefährdungsbeurteilungen
                              0.174 Arbeitssicherheit / Gefahrstoffe
                              0.175 Arbeitssicherheit / Notfallmaßnahmen
                              0.176 Arbeitssicherheit / Persönliche Schutzausrüstung
                              0.177 Arbeitssicherheit / Unterweisungen
                              0.179 Arbeitssicherheit / Sonstiges
                    0.180 Betriebsärztlichen Dienst bereitstellen

 Nachfolgend Einträge zu folgenden Lebenszyklusphasen und FM-Services in Anlehnung an GEFMA 100/GEFMA 200:

Im Handlungsrahmen des Facility Managements ergeben sich umfangreiche Pflichten aus einschlägigen Gesetzen, Verordnun-
gen, Technischen Regeln und Unfallverhütungsvorschriften. Solche Pflichten sind auch Gegenstand der Serviceverträge im FM, 
mit denen z. B. Betreiberpflichten an entsprechende FM-Dienstleister delegiert werden.
Für den Umgang mit den zugrunde liegenden Vorschriften und Technischen Regeln im FM sowie für die Handhabung und Dele-
gation der resultierenden Pflichten gibt GEFMA 310 entsprechende Handlungsempfehlungen. Zur leichteren Handhabung wer-
den die auftretenden Pflichten dabei nach Lebenszyklusphasen und FM-Serviceprozessen nach GEFMA 100 und GEFMA 200 
gegliedert.
Es lassen sich dabei die phasen-und objektübergreifenden "Unternehmerpflichten" und die auf die Betriebsphase einzelner 
Objekte bezogenen "Betreiberpflichten" unterscheiden. Dieses Verzeichnis listet die Erstgenannten.

Abb.: Lebenszyklusphasen in FM 
(nach GEFMA 100/200) mit 
Unternehmer- und Betreiberpflichten
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0.000 PHASEN-ÜBERGREIFENDE LEISTUNGEN
          0.100 Unternehmerpflichten wahrnehmen
                    0.110 Allg. Unternehmerpflichten wahrnehmen
                              0.111 Gewerbe ausüben
                              0.112 Steuern und Abgaben
                              0.113 Beschäftigungsverhältnisse
                              0.114 Allgemeine Gleichbehandlung
                              0.115 Schutz personenbezogener Daten
                              0.116 Wettbewerbsbeschränkendes Verhalten
                              0.119 Sonstige allg. Unternehmerpflichten

 Nachfolgend Einträge zu folgenden Lebenszyklusphasen und FM-Services in Anlehnung an GEFMA 100/GEFMA 200:
0.000 PHASEN-ÜBERGREIFENDE LEISTUNGEN
          0.100 Unternehmerpflichten wahrnehmen
                    0.110 Allg. Unternehmerpflichten wahrnehmen
                              0.111 Gewerbe ausüben
                              0.112 Steuern und Abgaben
                              0.113 Beschäftigungsverhältnisse
                              0.114 Allgemeine Gleichbehandlung
                              0.115 Schutz personenbezogener Daten
                              0.116 Wettbewerbsbeschränkendes Verhalten
                              0.119 Sonstige allg. Unternehmerpflichten

 Nachfolgend Einträge zu folgenden Lebenszyklusphasen und FM-Services in Anlehnung an GEFMA 100/GEFMA 200:

ca. 270 Unternehmerpfl ichten 
aus den Bereichen

 > Allg. Unternehmerpfl ichten (Gewerbe, 
Steuern, Abgaben, Beschäftigung etc.)

 > Sozialer Arbeitsschutz (Arbeitszeit, Mut-
terschutz, Jugendarbeitsschutz)

 > Technischer Arbeitsschutz (Beauftragte, 
Gefährdungsbeurteilungen etc.)

Es lassen sich dabei die phasen-und objektübergreifenden "Unternehmerpflichten" und die auf die Betriebsphase einzelner 
Objekte bezogenen "Betreiberpflichten" unterscheiden. Dabei differieren die Betreiberpflichten naturgemäß je nach Nutzungsart 
und Ausstattung des Objekte sowie je nach Bundesland. Dieses Verzeichnis listet beispielhafte Betreiberpflichten für eine ca. 430 Einträge

aus den Bereichen
 > Objekte, Anlagen & Einrich-

tungen betreiben
 > Objekte ver- und entsorgen
 > Ob-jekte reinigen & pfl egen (inkl. 

Winterdienst)

29

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htm

Richtlinie [...] über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 

875 Einträge

1

www.agfw.de
50,00 €

19

www.beuth.de
29,90 €

www.beuth.de
29,90 €

938 Einträge

       • Expertensachkunde
421 Wärmeerzeugungsanl./Ölfeuerungen
       • befähigte Person
       • Fachbetrieb
421 Wärmeerzeugungsanl./Abgasanlagen
       • Schornsteinfeger
       • Bezirksschornsteinfegermeister
421 Wärmeerzeugungsanl./Heizöllager
       • Fachbetrieb (wassergefährd. Stoffe)
       • Sachverständiger (wassergef. Stoffe)
430 Lufttechnische Anlagen
       • Qualifiziertes Fachpersonal VDI 6022 C
       • Qualifiziertes Fachpersonal VDI 6022 B
       • Qualifiziertes Fachpersonal VDI 6022 A
       • Hygiene-Fachkundiger       • Hygiene-Fachkundiger

ca. 135 Einträge
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Wie in der Richtlinie GEFMA 190 ‚Betreiberverantwortung im FM’ beschrieben, resultieren aus dem Eigentum an bauli-
chen und technischen Anlagen und Einrichtungen umfangreiche öffentlich-rechtliche und zivilrechtliche Verpflichtungen. 
Auf der Grundlage von Verträgen oder (konzern-) internen Aufgabenübertragungen fungieren FM-Organisationen dabei 
oftmals als fachkundige Erfüllungsgehilfen und nehmen dementsprechende Aufgaben für ihre Auftraggeber wahr. Um die 
daraus erwachsenden Haftungsrisiken für die Dienstleister und deren Auftraggeber weitestmöglich zu verringern, wird mit 
der Richtlinie GEFMA 710 ein Standard für die systematische Verbesserung der Rechtskonformität von FM-Organisatio-
nen formuliert. 
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1 Anwendungsbereich 
Für die Erbringung von Leistungen, wie sie typischerwei-
se im Rahmen des Facility Managements vorkommen, 
bestehen zahlreiche Rechtsvorschriften des Bundes, der 
Länder, der Städte und Gemeinden sowie Unfallverhü-
tungsvorschriften und technisches Regelwerk. Zum 
Schutz des eigenen Unternehmens vor Haftungsrisiken 
und im Interesse ihrer Auftraggeber müssen FM-Organi-
sationen den Umgang mit den gültigen Rechtsvorschrif-
ten und der darauf aufbauenden höchstrichterlichen 
Rechtsprechung beherrschen und die daraus resultie-
renden Konsequenzen ergreifen.
Diese Richtlinie gibt den Inhalt des staatlichen und be-
rufsgenossenschaftlichen Vorschriften- und Regelwerks 
im Einzelnen nicht wieder. 
Ziel ist es vielmehr, FM-Organisationen eine Hilfestel-
lung zu geben, Verfahren zur Einhaltung der gesetzli-
chen Anforderungen aufzubauen und die Rechtskonfor-
mität kontinuierlich zu überprüfen und soweit zu verbes-
sern, wie es aufgrund eigener Risikobetrachtungen oder 
der Anforderungen der Kunden erforderlich ist. 
Die Richtlinie richtet sich dabei an FM-Organisationen in 
jeglicher öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Ge-
sellschaftsform und jeder Größe, die deutschem Recht 
unterliegen.
Besonderes Augenmerk liegt darauf, dass die formulier-
ten Anforderungen nicht nur am Firmensitz oder in 
Zweigniederlassungen der FM-Organisation erfüllt wer-
den, sondern vor allem an jedem einzelnen Ort der 

Dienstleistungserbringung (Einsatzort) beim Kunden. 

Erklärte Ziele dieses Standards sind: 
• rechtskonforme Wahrnehmung der jeweils anzuwen-

denden Rechtsvorschriften durch Einsatz entspre-
chender Verfahren und Instrumente 

• Befähigung von FM-Organisationen zur Selbstüberprü-
fung ihrer entsprechenden Verfahren 

• transparente Leistungsbeziehungen mit eindeutigen 
Regelungen der Zuständigkeiten und Verantwortlich-
keiten zwischen den Vertragspartnern 

• Rechtssicherheit und Exkulpation, 
• höhere Zufriedenheit und mehr Vertrauen der Kunden 

im FM. 

Die Richtlinie kann für Folgendes Verwendung finden: 
• Selbstüberprüfung zwecks Erkennung etwaiger 

Schwächen und Defizite 
• Auditierung durch einen internen oder externen FM-

Auditor, der Abweichungen aufzeigt und Verbesse-
rungsvorschläge unterbreitet 

• Zertifizierung durch eine unabhängige Zertifizierungs-
stelle.

Der hier formulierte Standard bildet die erste Stufe des in 
GEFMA 700 beschriebenen branchenspezifischen 
GEFMA-Qualitätsmodells. Die Inhalte lassen sich mit 
zunehmendem Entwicklungsgrad der FM-Organisation 
verlustfrei in die nächst höhere Stufe GEFMA 720 
überführen.
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Schon seit dem 25. Mai 2018 gilt die Europäische Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO). Für viele neu dabei: 
Die Bestellung eines Datenschutzbeauftragten. Oft 
herrscht Unklarheit darüber,  ob und ab wann ein Daten-
schutzbeauftragter bestellt werden muss. Viel wichtiger 
aber ist: Hat man intern überhaupt die Ressourcen und 
das Know-how, um Datenschutzkonformität zu gewähr-
leisten? Diese Problematik kann mit der Bestellung eines 
externen Datenschutzbeauftragten behoben werden.

PFLICHT ZUR BENENNUNG EINES DATENSCHUTZBE-
AUFTRAGTEN

Die Pflicht zur Benennung eines Datenschutzbeauftrag-
ten besteht für alle Behörden und öffentlichen Stellen 
unabhängig von der Art der verarbeiteten personenbe-
zogenen Daten (Art. 37 Abs. 1 lit. a DSGVO). Den öffent-
lichen Stellen steht seit Inkrafttreten der DSGVO eine 
erweiterte Wahlmöglichkeit zu: neben der Benennung 
eines Bediensteten als internen Datenschutzbeauftrag-
ten können nun auch Externe als Datenschutzbeauf-

ʸʸ IT/Datenschutz

Vorteile eines externen Datenschutzbeauftragten 
in kommunalen Gebietskörperschaften
von Bastian Schönnenbeck und Lana Dachlauer-Baron

tragte bestellt werden. Diese Wahlmöglichkeit ergibt 
sich aus der DSGVO selbst (siehe Art. 37 Abs. 6  
DSGVO) und ermöglicht nun erstmals den kommunalen 
Trägern Dienstleistungen Dritter in Anspruch zu neh-
men. Bis dato erfolgte die Bestellung eines internen 
Datenschutzbeauftragten aus den vorhandenen Reihen, 
der bisherige IT-Sicherheitsbeauftragte wurde häufig in 
diese Rolle gedrängt. 

PRO UND CONTRA EINES EXTERNEN DATENSCHUTZ-
BEAUFTRAGTEN

Die Vorteile eines externen Datenschutzbeauftragten 
überwiegen.

Dabei sollte die Entscheidung über die Bestellung eines 
internen oder externen Datenschutzbeauftragten gründ-
lich durchdacht werden, da ein Wechsel des Daten-
schutzbeauftragten nur unter besonderen Vorausset-
zungen möglich und als absoluter Ausnahmefall zu 
betrachten ist. 

Bei der Ernennung eines externen Datenschutzbeauf-
tragten ist damit zu rechnen, dass eine Einarbeitung in 
die internen Prozesse und Strukturen deutlich mehr Zeit 
in Anspruch nimmt als bei der Einarbeitung eines Be-
diensteten, der bereits mit der Behördenkultur und den 
internen Arbeitsabläufen vertraut ist. Ein weiterer nicht 
zu unterschätzender Faktor ist die Erreichbarkeit. Je 
nach Standort des externen Datenschutzbeauftragten 
verlagern sich die Kommunikationswege auf E-Mail und 
Telefon, sodass der persönliche Kontakt in den Hinter-
grund rückt. Insbesondere bei Anliegen der Bedienste-
ten oder bei Datenpannen sind entsprechende Vorkeh-
rungen zu treffen.

Demgegenüber sind die Vorteile eines externen Daten-
schutzbeauftragten zu betrachten. Ein für die Umset-
zung geltender Vorschriften wichtiger Aspekt ist die 
Fachkunde des externen Datenschutzbeauftragten. Der 
externe Datenschutzbeauftragte verfügt aufgrund seiner 
Berufswahl über eine ausgeprägte (Projekt-)Erfahrung in 
dem Bereich des Datenschutzrechts und punktet mit ei-
ner breiten Fachkompetenz, einschließlich der Kenntnis-
se über länderspezifische Datenschutzvorschriften.

Im Gegensatz zu den schwer kalkulierbaren Kosten ei-
nes internen Datenschutzbeauftragten aufgrund von 
Schulungen und Fortbildungen, dem notwendigen Ar-
beitsmaterial und dem monatlichen Gehalt, erfolgt die 
Ernennung des externen Datenschutzbeauftragten auf 
Basis eines Dienstleistungsvertrags. Der zeitliche Auf-
wand und die entstehenden Kosten können transparent 
aufgeschlüsselt und schriftlich fixiert werden.  

Aus dem Dienstleistungsvertrag selbst ergibt sich ein 
weiterer Vorteil für die Ernennung eines externen Daten-
schutzbeauftragten. Im Gegensatz zu einem internen 
Datenschutzbeauftragten, genießt der externe Daten-
schutzbeauftragte keinen besonderen Kündigungs-
schutz. Die geltenden Kündigungsfristen können indivi-
duell innerhalb des Dienstleistungsvertrags vereinbart 
werden, wobei die Benennung auf mindestens zwei Jah-
re geschlossen werden sollte.

BESONDERHEITEN BEI KOMMUNALEN AUFTRAGGE-
BERN

Stark begrenzte Ressourcen und zusätzliche Vorschrif-
ten aus den jeweiligen Landesdatenschutzgesetzen er-
schweren die Umsetzung datenschutzrechtlicher Vorga-
ben und Prozesse.

Besonders betroffen sind kleinere Kommunen, die auf-
grund beschränkter Personalressourcen oft keinen Voll-
zeit-Datenschutzbeauftragten benennen können. Dies 
hat nicht selten große Defizite in der Umsetzung der gel-
tenden Vorschriften zur Folge.

Diesem Problem kann effektiv im Rahmen einer inter-
kommunalen Zusammenarbeit in Verbindung mit einem 
externen Datenschutzbeauftragten entgegengewirkt wer-
den. Bisher war lediglich die Bestellung eines gemeinsa-
men behördlichen (internen) Datenschutzbeauftragten 
für mehrere öffentliche Stellen möglich. Unter Geltung 
der DSGVO wurde diese Konstellation nun um den exter-
nen Datenschutzbeauftragten ergänzt und eröffnet für 
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schutzrelevanter Fragestellungen für ein positives und 
entlastendes Gefühl bei den Mitarbeitern sorgt. Der ex-
terne Datenschutzbeauftragte ist erster Ansprechpart-
ner für alle Belange zum Thema Datensicherheit, Daten-
schutzrecht sowie organisatorische und technische 
Maßnahmen zur Datenschutzkonformität, wozu auch 
die Schulung der Belegschaft zählt.

Der wechselseitig regelmäßige Austausch sowie ein ge-
sundes Vertrauensverhältnis sind aus unserer Sicht 
Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Zusammen-
arbeit zwischen Auftraggeber und externem Daten-
schutzbeauftragten.  

FAZIT

Die Benennung eines Datenschutzbeauftragten ist 
Pflichtprogramm für alle öffentlichen Stellen. Bei der 
Wahl des Datenschutzbeauftragten überwiegen die Vor-
teile des externen Datenschutzbeauftragten gegenüber 
denen eines internen Datenschutzbeauftragten. Die 
umfassende Transparenz bei der Kostenaufstellung er-
möglicht insbesondere bei der interkommunalen Zu-
sammenarbeit eine bestmögliche Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Ressourcen.

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN

öffentliche Stellen den Zugang zu externen Spezialisten. 
Insbesondere kleinere und mittlere Kommunen profitie-
ren enorm im Rahmen einer interkommunalen Zusam-
menarbeit von diesen Spezialisten und können so die 
bereits stark begrenzten Ressourcen optimal einsetzen.

DER EXTERNE DATENSCHUTZBEAUFTRAGTE IN DER 
PRAXIS 

Es besteht auch dann eine Pflicht zur Bestellung eines 
Datenschutzbeauftragten, wenn besondere Kategorien 
von personenbezogenen Daten verarbeitet werden. Dies 
gilt, unabhängig von der Größe des Unternehmens bzw. 
der Mitarbeiterzahl, zum Beispiel für Informationen über 
die ethnische Herkunft, die religiöse Überzeugung, die 
politische Meinung, Gewerkschaftszugehörigkeiten so-
wie über Gesundheit oder Sexualleben einer Person. In 
der Praxis erleben wir diese Auflage häufig als irritieren-
den und verunsichernden Faktor. Vor allem im Bereich 
von Personalabteilungen bzw. der Human-Ressour-
ces-Einheit in Unternehmen, Gemeinden, Städten oder 
Verwaltungen. Häufig stoßen Mandanten gerade bei 
personalrechtlichen Fragen in Verbindung mit Daten-
schutz an Grenzen und kommen zu dem Entschluss, ex-
terne Fachexpertise und Beratung zu beauftragen. Ein 
weiterer Grund hierfür ist die zeitlich massive Inan-
spruchnahme der Abbildung von Datenschutzkonformi-
tät und die Einarbeitung eines Mitarbeiters in die The-
matik. Zwar muss ein – als intern bestellter Daten- 
schutzbeauftragter – Mitarbeiter lt. Art 38 Abs. 2 DSGVO 
die nötigen Ressourcen (also auch Zeit) zur Verfügung 
gestellt bekommen, dies stellt sich in der Praxis jedoch 
als schwierig und häufig nicht umsetzbar heraus. Aus 
Gesprächen mit unseren Mandanten wissen wir, dass 
die Arbeit des internen Datenschutzbeauftragten fast 
immer als „Zusatzaufgabe“ auszuführen ist und somit 
für wenig Begeisterung bei dem Mitarbeiter und für häu-
fig unzureichende Qualität sorgt. 

Deshalb ist unsere Aufgabe als externer Datenschutz-
beauftragter nicht selten, die datenschutzrechtlichen 
Aspekte unserer Mandanten von vorn aufzurollen und 
der Thematik die nötige Wichtigkeit zukommen zu las-
sen. Zu Beginn versuchen wir ein möglichst klares Bild 
über den Status quo zu ermitteln und führen dazu mit 
allen Bereichen Interviews. Dieses Vorgehen hat nicht 
nur den Vorteil, dass wir durch eine solche Evaluierung 
das Delta zwischen „Soll“ und „Ist“ aufdecken, sondern 
auch, dass die Mitarbeiter uns physisch antreffen. Der 
Gefahr, dass der externe Datenschutzbeauftragte als 
„Geist“ wahrgenommen werden könnte, weil er sich ja 
zumeist nicht permanent am Standort des Beauftragen-
den befindet, wirken wir mit diesem Vorgehen direkt zu 
Beginn entgegen. 

Uns wird regelmäßig mitgeteilt, dass das Gefühl der 
fachkundigen Ansprechpartner hinsichtlich daten-
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Ausgangslage

Auch knapp 11 Monate nach dem Inkrafttreten der 
DSGVO schreitet die Umsetzung der neuen Vorschriften 
nur schleppend voran. Zum jetzigen Zeitpunkt gaben le-
diglich 20 Prozent der befragten Unternehmen an, die 
DSGVO umgesetzt zu haben. Dies ist das erschrecken-
de Ergebnis der aktuellen cobra-Blitzumfrage1 (Stand 
Januar 2019). Weitere 20 Prozent rechnen erst Ende 
2019 mit einer vollständigen Umsetzung der DSGVO. 

Dass der Reifegrad der DSGVO-Umsetzung im öffentli-
chen Bereich positiver ausfällt, darf laut Aussage der 
Landesbeauftragten für den Datenschutz Niedersach-
sen, Barbara Thiel, zumindest angezweifelt werden.2  
Zahlreiche Kommunen haben trotz der bekannten, zwei-
jährigen Übergangsfrist deutlich zu spät mit der Umset-
zung begonnen. Vor allem die öffentliche Verwaltung 
sollte sich ihrer Vorbildfunktion bewusst sein und mit 
gutem Beispiel voranschreiten. Um dieses Bewusstsein 
zu schärfen, veranlasste die Landesbeauftragte für den 
Datenschutz Niedersachsen eine Prüfung von 150 Kom-
munen. Der endgültige Abschlussbericht wird im Früh-
jahr 2019 erwartet.

Zwar können Verstöße einer öffentlichen Stelle gegen 
die Vorschriften der DSGVO grundsätzlich keinen Buß-
geldbescheid zur Folge haben. Aufsichtsbehördliche 
Maßnahmen wie z.  B. eine förmliche Beanstandung 
sollten dennoch nicht riskiert werden. 

UMSETZUNGSPROBLEME

99 Artikel und 173 Erwägungsgründe. Hierbei handelt es 
sich lediglich um den Regelungsumfang der DSGVO. 
Hinzu kommen weitere Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes und speziell für öffentliche Stellen, lan-
desspezifische Datenschutzgesetze. Bei dieser Vielzahl 
an unterschiedlichen Normen ist es nicht verwunder-
lich, dass deren Berücksichtigung und Umsetzung ins-
besondere bei kleineren und mittleren Verwaltungen 
regelmäßig mit Schwierigkeiten verbunden ist. Vor allem 
die deutlich verschärften Dokumentationspflichten und 
die notwendig gewordenen Datenschutzprozesse erwei-
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sen sich hierbei als große Hürde. Die Erstellung und 
Pflege des Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten, 
die Umsetzung umfangreicher Rechte der betroffenen 
Personen, die Etablierung von Prozessen bei Datenpan-
nen oder die Durchführung einer Datenschutz-Folgen-
abschätzung sind nur einige komplexe Punkte auf der 
Agenda, die es zu koordinieren gilt. 

LÖSUNGSWEGE

Organisationsstrukturen können schnell höchst komple-
xe Ausmaße annehmen. Zu den größten Herausforde-
rungen zählen hierbei zum einen, alle Verwaltungen indi-
viduell betrachten zu können und zum anderen den 
Überblick über den Umsetzungsstand nicht zu verlieren. 
Klassische Methoden in Form von schriftlichen Frage-
bögen und Checklisten stoßen hier schnell an ihre Gren-
zen. Zum Frust der Verwaltung und dem Datenschutz-
beauftragten. Aus diesen Gründen ist der Einsatz eines 
IT-gestützten Compliance-Tools für sehr sinnvoll zu er-
achten. Durch den Einsatz unseres Compliance-Tools 
(Vision.iC) versetzen wir öffentliche Auftraggeber in die 
Lage, ihre gesamte Organisation vollständig abzubilden, 
den Umsetzungsstand jeder einzelnen Organisations-
einheit beurteilen zu können und maßgeschneiderte 
Handlungsempfehlungen (sog. Pflichten und Tätigkei-
ten) an die zuständigen Verantwortlichen zu übermit-
teln. Mit Vision.iC geben wir Ihnen ein Werkzeug an die 
Hand, mit dem Sie jederzeit einen aussagekräftigen Re-
port über die Umsetzung und Einhaltung der DSGVO auf 
„Knopfdruck“ abrufen können. 

Ein für Sie besonders bedeutsamer Aspekt ist Effizienz. 
Die Zusammenarbeit zwischen den Fachabteilungen 
und den Datenschutz-Verantwortlichen erfolgt nahezu 
ausschließlich über das sog. „Webtool“. Bei dem Web-
tool handelt es sich um ein webbasiertes Cockpit, in 
dem die zuständigen Fachabteilungen eine Übersicht 
über die ihnen zugeordneten Pflichten und Tätigkeiten 
abrufen und vervollständigen können. Hierdurch werden 
eine Übermittlung der Handlungsempfehlungen und ein 
Statusabgleich in Echtzeit ermöglicht. Zeitintensive Vor-
bereitungen, Vor-Ort-Begehungen und Befragungen las-
sen sich auf ein Minimum reduzieren. Sie arbeiten nicht 
nur effektiv, sondern auch effizient.

1 �https://www.cobra.de/crm-und-datenschutz/dsgvo-downloads/dsgvo-blitzumfrage/.
2 �https://www.lfd.niedersachsen.de/startseite/allgemein/presseinformationen/landesbeauftragte_prueft_150_kommunen/fragenkatalog-an-land-

kreise-staedte-und-gemeinden-171081.html.
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Die Einführung eines Compliance-Tools ermöglicht Ihrer 
Verwaltung, den Überblick über die zu treffenden Maß-
nahmen zu behalten und den Umsetzungsprozess ge-
nauestens zu steuern und zu dokumentieren. Insbeson-
dere kleinere und mittlere Verwaltungen profitieren im 
Rahmen eines Zweckverbundes von der gemeinsamen 
Nutzung des Compliance-Tools und können ihre knap-
pen Ressourcen bestmöglich einsetzen.

Weitere Informationen über den Einsatz von Vision.iC in 
Ihrer Verwaltung erhalten Sie unter:
https://www.roedl.de/wen-wir-beraten/oeffentlicher- 
sektor/verwaltung/visionic-fuehrungssoftware

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN

Heiko Pech
Diplom-Kaufmann
T	 +49 911 9193 3609
E	 heiko.pech@roedl.com

Lennart Dauda LL.B.  
Datenschutzbeauftragter DSB-TÜV 
T 	 +49 911 9193 3674
E 	 lennart.dauda@roedl.com

Mitarbeiterschulung 
Datenschutz für Pflegeheime 
und ambulante Pflegedienste

E-LEARNING
DATENSCHUTZ

In Kürze verfügbar

Wir bieten eine Datenschutzschulung 

speziell für Pflegeeinrichtungen und 

ambulante Pflegedienste an.  

Sie profitieren von folgenden Vorteilen:

Weitere Informationen finden Sie unter www.roedl.de/datenschutzschulung-pflege 

– �Videotutorial durch einen branchenkundigen Datenschutzbeauftragten

– �Typische pflegebezogene Inhalte und Probleme, wie beispielsweise 

Schweigepflicht und Datengeheimnis, Datenschutz auf der Station, 

Datenschutzpannen in der Pflege, Kommunikation mit Angehörigen, 

Ärzten und Krankenhäusern

– ��Webbasiert

– �Sichere Nachweisführung durch eindeutige Teilnahme- 

dokumentation und Teilnahmebestätigung

– �Planbare, begrenzte Kosten

– �Aktuelle Inhalte durch regelmäßige Updates

– �Rechtssicherheit

– �Von branchenkundigen Experten entwickelte  

Inhalte zielgruppengerecht aufbereitet

– �Individuell anpassbar

SAP S/4HANA ist aktuell in aller Munde. SAP S/4HANA 
ist die Kurzform für SAP Business Suite 4 SAP on 
HANA. Nachfolgend geben wir Ihnen einen Überblick 
und stellen Vorteile, Chance und Risiken dar.

WAS IST S/4HANA UND WIE UNTERSCHEIDET ES 
SICH VON DER BISHERIGEN SAP-ERP-UMGEBUNG?

SAP stellt mit S/4HANA eine moderne ERP-Umgebung 
zur Verfügung, die die In-Memory-Technologie nutzt 
und damit die Architektur und Grenzen klassischer Da-
tenbanken aufhebt. Die In-Memory-Technologie nutzt 
dabei den Arbeitsspeicher als Datenspeicher, was die 
Zugriffszeiten enorm steigert und die Ad-hoc-Auswer-
tungen sehr großer Datenmengen ermöglicht. 

Die In-Memory-Datenbank dient als modernes Data Wa-
rehouse (DWH), dass die Daten aus verschiedenen Quel-
len und Formaten integriert und so Auswertungen und 
die Überwachung von Kennzahlen in den Geschäftspro-
zessen (KPIs) auf Basis von Real-Time-Daten (Echtzeit-
verarbeitung) ermöglicht. Die Administration und der Be-
trieb der Datenbank fallen weg. Dadurch werden die 
Architektur und das Datenmodell für Ihre ERP-Umge-
bung stark vereinfacht, was folglich Kosten spart.

Zusätzlich liegt der Fokus des Designs von S/4HANA 
auf folgenden Punkten:

–– Vereinfachung der Anwendungen z. B. für das Rech-
nungswesen, die Logistik, Beschaffung und den Ver-
kauf,

–– Vereinfachung der Bedienung durch rollenbasierte 
Benutzeroberflächen von SAP FIORI,

–– Für eine Geschäftsanforderung steht genau eine Lö-
sung/Funktion zur Verfügung (Principle of One),

–– Aggregationen von Daten (z. B. Einzelposten) aus Leis-
tungsgründen in vordefinierten Formaten entfallen,

–– Analysefunktionen (Embedded Analytics) sind integ-
riert,

–– maschinelles Lernen (SAP Leonardo Machine Lear-
ning mit Prognosefunktion) und neue Funktionen 
und Geschäftsprozesse können in der Cloud schnell 
umgesetzt werden (Cloud-First-Ansatz).

SAP Fiori als neue Anwenderoberfläche ist auf allen gän-
gigen Endgeräten wie PCs, Tablets und Smartphones 
verfügbar und stellt dem Benutzer dieselbe Oberfläche 
mit den gleichen Funktionen auf allen Geräten bereit. Die 
Veränderungen von SAP S/4HANA gegenüber SAP ERP 
sind in der Simplification List von SAP dokumentiert.

Vereinfachungen im Bereich Finanz- und Rechnungswe-
sen stehen den Kunden von S/4HANA seit 2014 als SAP 
S/4HANA Finance zur Verfügung. Seit November 2015 
ist SAP S/4HANA als eigenständiges Produkt verfügbar. 

WELCHE BETRIEBSMODELLE FÜR S/4HANA GIBT ES?

Als SAP-Kunde haben Sie die Wahl zwischen verschie-
denen Betreibermodellen: Firmenintern, als sogenannte 
On-Premise-Lösung oder ausgelagert als Cloud-Lösung 
in der HANA Enterprise Cloud. 

Auch Mischlösungen (Hybrid-Lösung) mit der Auslage-
rung einzelner Teile oder Geschäftsprozesse in die Cloud 
sind möglich. Unternehmen, die bereits über eigene 
Hardware, Speicher und Netzwerk-Infrastruktur verfü-
gen, werden wahrscheinlich länger die On-Premise-Vari-
ante nutzen, um Kosten zu sparen und Risiken der Aus-
lagerung in die Cloud zu minimieren. Unternehmen, die 
die SAP HANA Enterprise Cloud als Platform as a Ser-
vice (PaaS) nutzen, können schnell und ohne hohe In-
vestitionen ein hoch integriertes und modernes ERP- 
System nutzen. Die Cloud-Lösung bietet dabei Vorteile 
in der Skalierbarkeit, der Flexibilität durch schnelle An-
passung und Erweiterung der Funktionen, den Betriebs- 
und geringeren Investitionskosten. S/4HANA legt damit 
die Basis für die voranschreitende Digitalisierung von 
Geschäftsprozessen über die System- und Unterneh-
mensgrenzen hinweg. 

WIE KANN DER WECHSEL ZU S/4HANA ERFOLGEN?

Der Wechsel auf S/4HANA kann auf drei unterschiedli-
chen Wegen erfolgen:

1.	 Neuinstallation (Greenfield) 
Das S/4HANA-System wird neu entsprechend der 
Best-Practice-Vorgaben von SAP implementiert. Die 
Daten werden aus existierenden SAP und nicht 
SAP-Systemen übernommen und ausgewählte 
Erweiterungen in S/4HANA umgesetzt. 

ʸʸ IT/Datenschutz

S/4HANA

Ein Überblick, Risiken und Chancen!  

von Torsten Enk
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Erst nach erfolgreichem Abschluss aller Abnahmetests 
auf Basis der ausgeprägten betriebswirtschaftlichen Pro-
zesse sollte die Produktivnutzung von S/4HANA erfolgen. 
Wichtig ist dabei beispielsweise auch, dass das Quali-
tätssicherungssystem bei der Erzeugung des Produktiv-
systems gesperrt ist, um unabsichtliche Änderungen zu 
vermeiden. Es werden dabei nur die Einstellungen für die 
Datenmigration, jedoch nicht die Daten selbst aus dem 
Qualitätssicherungssystem in das Produktivsystem über-
nommen. Diese werden manuell migriert. 

WIE KÖNNEN WIR SIE UNTERSTÜTZEN?

Rödl & Partner kann Sie interdisziplinär, bedarfsgerecht 
und kümmernd bei Ihrem 

–– Wechsel zu S/4HANA in allen Phasen des Einfüh-
rungsprojekts von der Entwicklung der Roadmap bis 
zum After-Go-live-Support, 

–– bei der projektbegleitenden Prüfung, insbesondere zur 
Migration der rechnungslegungsrelevanten Daten,

–– bei der Softwaretestierung von selbst- oder fremdent-
wickelten Programmen nach dem IDW PS 880 als auch

–– bei der Ausarbeitung oder kritischen Begutachtung 
der IT-Verträge mit Ihren Dienstleistern und der Ver-
tragsabwicklung (Claim Management), sowie Prüfung 
der Lizenzbedingungen

unterstützen.

2.	 System Conversion (Brownfield) 
Das bestehende SAP-System wird auf S/4HANA 
konvertiert. Konfigurationen, Daten und Erweiterun-
gen bleiben erhalten. Die Datenmodelle von SAP 
ERP ECC und S/4HANA sind kompatibel. 

3.	 Landscape Transformation  
Die bestehenden, meist spezialisierten SAP-Systeme 
z. B. für Branchenlösungen, werden konsolidiert und 
in einem zentralen, konvertierten oder neu aufgebau-
ten S/4HANA-System zusammengeführt. 

Der Wechsel zu S/4HANA folgt dabei als Projekt dem 
Best-Practice-Ansatz von SAP mit einer definierten Vor-
gehensweise: SAP Activate. Die Vorgehensweise wurde 
speziell für den Zweck der erfolgreichen Einführung von 
SAP S/4HANA entwickelt und ersetzt die bisherigen Im-
plementierungsmodelle. Es handelt sich dabei um ein 
ein modulares und agiles Rahmenwerk mit Best Practi-
ces, eine geführte Konfiguration (Guided Configuration) 
und eine definierte Implementierungsmethodik je abzu-
bildenden Geschäftsprozess. 

Das Projektvorgehen folgt beispielhaft für eine Neuim-
plementierung folgenden Schritten und kann durch Rödl 
& Partner sowohl bei der Implementierung als auch bei 
der Qualitätssicherung oder projektbegleitenden Prüfung 
unterstützt werden: 

1.  Aufsetzen der SAP-Roadmap
–– Aufnahme der IT-Umgebung 
–– Definition der Zielstrategie auf Basis der IT-Strategie
–– Definition der Roadmap 

2.  Vorbereiten der Systemlandschaft
–– Aufsetzen eines S/4HANA-Testsystems (Trial-Sys-

tem) für SAP Best Practices
–– Vorbereiten der dreistufigen Systemlandschaft 

(Entwicklungs-, Test- und Produktivumgebung)
–– Vorbereiten des SAP Solution Manager 7.2

3.  �Fit-Gap-Analyse auf Basis der Best-Practices-Refe-
renzprozesse einer Modellfirma
–– Durchführung von Workshops zur Prüfung des 

SAP-Zielumfangs 
–– Zusammentragen der Anforderungen mithilfe der 

SAP-Activate-Werkzeuge
–– Proof-of-Concept

4.  �Auswahl des Lösungsumfangs, Konfiguration im Ent-
wicklungssystem
–– Importieren der Referenz-Inhalte 
–– Konfiguration des Lösungsumfangs 
–– Aktivieren des Lösungsumfangs mit dem Solution 

Builder
5.  Migration, Integration, Erweiterung und Testen

–– Delta-Konfiguration mithilfe des Implementation 
Guides

–– Zusätzliches Customizing im Mandanten 000
–– Migration von Daten 
–– Testen auf Basis von Testfällen im SAP Implemen-

tation Cockpit 

6.  Betrieb, Überwachung und Support
–– Schulung der Benutzer unter Verwendung geführ-

ter Produktschulungen
–– Setup des Betriebs, Überwachung und Support

7.  Onboarding und Deployment
–– S/4HANA Readiness Check
–– Cut-over und Go-live

Unterstützt wird der Prozess durch Ihren SAP-Partner 
und Werkzeuge wie das SAP Implementation Cockpit, 
den Solution Builder oder die Self-Service-Configurati-
on (Cloud-Lösung).

WELCHE RISIKEN SIND MIT DEM WECHSEL ZU 
S/4HANA VERBUNDEN?

Jede Systemeinführung ist mit Risiken für das Unterneh-
men, insbesondere mit Blick auf die IT-Unterstützung der 
wertschöpfenden Geschäftsprozesse als auch der Ord-
nungsmäßigkeit der Übernahme der rechnungslegungsre-
levanten Daten und der Datenverarbeitung im neuen 
ERP-System verbunden. Meist kommen Termindruck und 
Ressourcenknappheit als projekterschwerende Elemente 
dazu. Auch ist die Gestaltung von langfristigen Verträgen 
mit IT-Dienstleistern und Cloud-Service-Anbietern kom-
plex und mit Fallstricken verbunden. Insbesondere die Li-
zenzbedingungen, die Einhaltung von Datenschutzvorga-
ben, der ordnungsmäßige Systembetrieb, das Sicherstellen 
von Kontroll- und Prüfrechten, klare Bedingungen für die 
Erbringung und Abrechnung von Zusatzleistungen, Rege-
lungen bei Schlechtleistung und den möglichen Wechsel 
des Dienstleisters sollten rechtssicher und praxisgerecht 
gemäß Ihren Anforderungen formuliert sein. 

Eine Migration in die S/4HANA-Cloud folgt insofern ei-
nem speziellen Vorgehen, als dass die bekannten Migra-
tionswerkzeuge wie die Legacy System Migration Work-
bench (LSMW) oder die Migration Workbench (MWB) 
nicht genutzt werden können. Stattdessen wird das Mi-
gration Cockpit bereitgestellt, das Migrationsobjekte zur 
Datenmigration enthält. 

Im Trial-System werden nur grundlegende Abläufe getes-
tet. Wichtig ist es, die Abläufe Ihres Unternehmens abzu-
bilden und mit einem realistischen Umfang an Daten zu 
testen. Auch die Qualität der Daten und deren Migration 
ist entscheidend, da diese in Wechselwirkung mit der Kon-
figuration des Systems stehen. Im Projekt müssen folglich 
die Datenauswahl und die Konfiguration iterativ angepasst 
werden. Das Qualitätssicherungssystem wird ebenfalls re-
gelmäßig als Testsystem für die Datenmigration genutzt. 

Ein weiterer wichtiger Schritt ist der Import der Mitarbei-
terstammdaten und die Berechtigung der Benutzer. Auf-
grund der umfassenden Verfügbarkeit der Daten gewinnt 
die Funktionstrennung (SoD) durch die restriktive Vergabe 
der Berechtigungen an Bedeutung. 

Torsten Enk
IT-Auditor, Leiter Digital GRC
T 	 +49 30 8107 9585
E 	 torsten.enk@roedl.com

Harald Eder
Head of SAP Logistics
T 	 +49 911 5979 6210
E 	 harald.eder@roedl-it.com

Dr. Alexander Theusner
Rechtsanwalt
T 	 +49 911 9193 1512
E 	 alexander.theusner@roedl.com

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN

Aufsetzen der SAP Roadmap
 
– Aufnahme der IT-Umgebung 
– �Definition der Zielstrategie  

auf Basis der IT-Strategie
– Aufsetzen der Roadmap 

Vorbereiten der  
Systemlandschaft

– �Aufsetzen eines S/4HANA 
Testsystems (Trial-System) für  
SAP Best Practices

– �Vorbereiten der dreistufigen 
Systemlandschaft (Entwicklungs-, 
Test- und Produktivumgebung)

– �Vorbereiten des SAP Solution 
Manager 7.2

Fit-Gap-Analyse auf Basis  
der Best-Practices-Referenz- 
prozesse einer Modellfirma

– �Durchführung von Workshops  
zur Prüfung des SAP Zielumfangs 

– �Zusammentragen der Anforde- 
rungen mithilfe der SAP Activate 
Werkzeuge

– �Proof-of-Concept

Auswahl des Lösungs- 
umfang Konfiguration im 
Entwicklungssystem

– �Importieren der Referenz- 
Inhalte 

– �Konfiguration des Lösungs- 
umfangs 

– �Aktivieren des Lösungsumfang  
mit dem Solution Builder

Migration, Integration,  
Erweiterung und Testen

– �Delta-Konfiguration mithilfe  
des Implementation Guides

– �Zusätzliches Customizing im 
Mandanten 000

– �Migration von Daten 
– �Testen auf Basis von Testfällen  

im SAP Implementation  
Cockpit 

Onboarding 
und  
Deployment

– �S/4HANA 
Readiness 
Check

– �Cut-over  
und Go-Live

Betrieb, Überwachung und 
Support

– �Schulung der Benutzer unter 
Verwendung von geführten 
Produktschulungen

– �Setup des Betriebs, Über- 
wachung und Supportds

Im Falle einer projektbegleiten-
den Prüfung erstellen wir einen 
Prüfbericht und bescheinigen Ih-
nen die richtige und vollständige 
Migration der Daten für Ihre Inte-
ressengruppen (Stakeholder) 
nach dem Prüfungsstandard PS 
850 des Instituts der Wirtschafts-
prüfer (IDW). Im besten Fall sollte 
unsere Einbindung bereits zum 
Projektbeginn erfolgen. So kön-
nen wir sicherstellen, dass die 
Ordnungsmäßigkeitsanforderun-
gen und entsprechende 
Check-Punkte (Quality Gates) im 
Projekt berücksichtigt werden. 

Auch empfehlen wir nach er-
folgter Migration bzw. Transfor-
mation die Ordnungsmäßigkeit 
des S/4HANA Systems prüfen 
und bescheinigen zu lassen (ge-
mäß IDW Prüfungsstandard 
330), um den Produktivstart 
möglichst reibungslos zu gestal-
ten und Fehlkonfigurationen, die 
ggf. die Ordnungsmäßigkeit ge-
fährden, rechtzeitig zu erkennen 
und zu beheben.
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Alle Informationen zu unseren Seminaren finden Sie direkt im Internet unter: 
www.roedl.de/seminare.

ʸʸ Rödl & Partner intern

Veranstaltungshinweise

THEMA Roadshow §2b / Tax CMS

TERMIN / ORT
3. April 2019 / Hannover
10. April 2019 / Bielefeld 

THEMA Webinar „Licht ins Dunkel – Nutzen eines Cybersecurity-Ratings“ 

TERMIN / ORT

4. April 2019 / online
11. April 2019 / online
29. April 2019 / online
9. Mai 2019 / online
14. Mai 2019 / online
23. Mai 2019 / online

THEMA Führungskräftetraining – Strategisch steuern

TERMIN / ORT
9. April 2019 / Köln
11. April 2019 / München

THEMA
2. Jahrestagung für Stadtwerke und TK-Netzbetreiber –  
Herausforderungen beim Breitbandausbau in Süddeutschland

TERMIN / ORT 10. April 2019 / Nürnberg

THEMA REG-IS Tage

TERMIN / ORT

8. Mai 2019 / Nürnberg
14. Mai 2019 / Köln
15. Mai 2019 / Bielefeld 
28. Mai 2019 / Berlin
29. Mai 2019 / Hamburg

Peggy Kretschmer
B.Sc. Wirtschaftswissenschaften
T	 +49 911 9193 3502
E	 peggy.kretschmer@roedl.com

KONTAKT FÜR WEITERE INFORMATIONEN:

Weitere Informationen zu der Veranstaltung  
finden Sie unter www.roedl.de/seminare

LICHT INS DUNKEL 
Nutzen eines Cybersecurity-Ratings

Webinar 
4. April 2019
11. April 2019

29. April 2019
9. Mai 2019

14. Mai 2019
23. Mai 2019

THEMA Gemeinnützigkeitsrecht in der Praxis

TERMIN / ORT

9. Mai 2019 / Nürnberg (Grundlagenseminar)
29. Mai 2019 / Nürnberg (Fortgeschrittenenseminar)
4. Juni 2019 / Köln (Grundlagenseminar)
26. Juni 2019 / Köln (Fortgeschrittenenseminar)

THEMA 16. Münchner Vergaberechtstag

TERMIN / ORT 27. Juni 2019 / München
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Berufliche Niederlassung als Steuerberater in Nürnberg

Berufsbezeichnung: Steuerberater, Rechtsanwalt
verliehen in: Bundesrepublik Deutschland.

zuständige Kammern:
Die bei der Rödl Rechtsanwaltsgesellschaft Steuerberatungsgesell-
schaft mbH tätigen Rechtsanwälte sind Mitglieder der für ihre 
Zulassung bzw. für ihre berufliche Niederlassung zuständigen 
Rechtsanwaltskammer und unterliegen der Aufsicht des Vorstands der 
zuständigen Rechtsanwaltskammer. Weitere Informationen zu den 
regionalen Rechtsanwaltskammern finden Sie hier.

Die bei der Rödl Rechtsanwaltsgesellschaft Steuerberatungsgesell-
schaft mbH tätigen Steuerberater sind Mitglied der für ihre berufliche 
Niederlassung zuständigen Steuerberaterkammer und unterliegen 
deren Aufsicht. Weitere Informationen zu den regionalen Steuerberater-
kammern finden Sie hier.

Berufsrechtliche Regelungen:

für Rechtsanwälte:
Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO),
Berufsordnung für Rechtsanwälte (BORA),
Gesetz über die Vergütung der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
(RVG), 
Fachanwaltsordnung (FAO), 
Berufsregeln der Rechtsanwälte der Europäischen Gemeinschaft, 
Gesetz über die Tätigkeit europäischer Rechtsanwälte in Deutschland 
(EuRAG). 
Alle Texte sind hier abrufbar.

für Steuerberater: 
Steuerberatungsgesetz (StBerG),
Durchführungsverordnung zum Steuerberatungsgesetz (DVStB),
Berufsordnung der Bundessteuerberaterkammer (BOStB),
Berufsordnung der Steuerberater in Europa (EuropBGr),
Steuerberatungsvergütungsverordnung (StBVV). 
Alle Texte sind hier abrufbar.

Hinweis: 
Um zu vermeiden, dass der Rödl & Partner-Newsletter unbemerkt von 
Ihrem Spam-Filter aussortiert oder gelöscht wird, bitten wir Sie, die 
Absenderadresse, die Sie in der Regel am Anfang dieser E-Mail finden, 
in Ihr Adressbuch aufzunehmen. Klicken Sie hierzu auf „Antworten“, 
dann klicken Sie die Adresse einfach mit der rechten Maustaste an.

Datenschutz:
Wir versichern Ihnen, dass Ihre Daten, die Sie bei der Anmeldung zu 
unserem Newsletter angegeben haben, nicht an Dritte weitergegeben 
werden, sie dienen lediglich dem Versenden der E-Mail-Newsletter.

Weitere Informationen zum Datenschutz.

Urheberrecht:
Alle Rechte vorbehalten. Jegliche Vervielfältigung oder Weiterverbrei-
tung in jedem Medium als Ganzes oder in Teilen bedarf der schriftli-
chen Zustimmung der Rödl Rechtsanwaltsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft mbH. 

Vertraulichkeitserklärung:
Der Inhalt dieser E-Mail ist vertraulich und ausschließlich für den 
bezeichneten Adressaten bestimmt. Wenn Sie nicht der vorgesehene 
Adressat dieser E-Mail oder dessen Vertreter sein sollten, so beachten 
Sie bitte, dass jede Form der Kenntnisnahme, Veröffentlichung, 
Vervielfältigung oder Weitergabe des Inhalts dieser E-Mail unzulässig 
ist. Wir bitten Sie, sich in diesem Fall mit dem Absender der E-Mail in 
Verbindung zu setzen und diese Mail sowie alle Kopien davon zu 
vernichten. Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung. 


